
Von: Munib Agha

Liebe Genoss:innen, würden wir hier 
schrieben, dass wir ein turbulenten 
Jahr hinter uns lassen, dann wäre 
das nicht nur sehr floskelhaft, es 
würde die Situation auch nicht an-
gemessen beschreiben. 

Das Platzen der Immobilienblase, 
die Finanzkrise, Eurokrise, die so-
genannte „Geflüchtetenkrise“, die 
Klimakrise, der Krieg mit Russland, 
die Energiekrise: Damit haben wir 
sicherlich noch nicht alle gesell-
schaftlichen Krisen der letzten 15 
Jahren aufgezählt. Die Frequenz 
mit der diese Krisen auftreten oder 
wieder akut werden ist mittlerwei-
le so hoch, dass man mittlerweile 
feststellen muss, dass Krisen nicht 
mehr der Ausnahmezustand, son-
dern zum Normalzustand geworden 
sind. Den liberalen Demokratien ge-
lingt es immer weniger gesellschaft-
liche Krise einzuhegen. Ohnmachts-
gefühle, Orientierungslosigkeit und 
Abstiegsängste nehmen zu, wovon 
die radikale Rechte profitiert. So ist in 
Italien die postfaschistische Fratelli 
d’Italia als Siegerin der Parlaments-
wahlen hervorgegangen und stellt 
nun die Regierungschefin. Auch in 
der Bundesrepublik konnte die AfD 
bei Landtagswahlen reüssieren. In 
Niedersachen – wo die AfD bisher 
besonders schlecht abgeschnitten 
hat und gerade so die 5%-Hürde 
übersprang – hat sie rund 10% der 
Stimmen erhalten. Nachdem sie we-
nige Monate zuvor aus dem Land-
tag von Schleswig-Holstein geflogen 
war, profitierte sie von Ängsten vor 
der stark ansteigenden Inflation. 

Gemeinsam durch bewegte Zeiten

Nichtsdestotrotz ist es SPD und 
Grünen gelungen die Mehrheit der 
Stimmen bei den Wahlen zu errin-
gen und eine Koalition zu schmie-
den, die sich einiges vorgenommen 
hat. Ein eigenes Entlastungspaket 
gegen die Inflationskrise, ein landes-
weites 29-Euro-Ticket, die Gründung 
einer landeseigenen Wohnungsge-
sellschaft und Klimaneutralität bis 
2040.  

Im Saarland, wo es der Sozialdemo-
kratie gelungen ist, sogar die abso-
lute Mehrheit zu erringen, hat man 
ein Sondervermögen aufgelegt, mit 
dem man es schaffen möchte, die 
saarländische Industrie so schnell 
wie möglich klimaneutral zu gestal-
ten. 

Trotz der fortwährenden Streitig-
keiten mit der FDP setzt die SPD 
viele Maßnahmen um, die die so-
ziale Folgen der Krisen abmildern. 
Die Erhöhung des Mindestlohns, die 
Einführung des Bürger:innengelds, 

Entlastungspakete und das Durch-
setzen einer Gaspreisbremse sind 
die wichtigsten Projekte in diesem 
Bereich.
Nachdem die Union 16 Jahre lang 
den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien ausbremste, wird nun ins-
besondere der Windkraftausbau 
wieder vorangetrieben. Unser Ar-
beitsminister Hubertus Heil macht 
gute Vorschläge, um die Probleme 
des Fachkräftemangels zu bekämp-
fen.  

Auch auf kommunaler Ebene haben 
wir in der aktuellen Amtsperiode, 
die im Mai zur Hälfte um ist, schon 
einiges erreicht. Wir haben den Kli-
maaufbruch auf den Weg gebracht. 
Mit 17,5 zusätzlichen Personalstel-
len stellen wir dabei so viele Res-
sourcen zur Verfügung wie keine 
andere Kommune. Mit diesem Per-
sonal und zusätzlichen finanziellen 
Ressourcen soll vor allem die Stadt-
verwaltung vor 2030 klimaneutral 
werden. Straßenlaternen und Licht-
signalanlagen werden schneller 
durch LED-Lichter ausgewechselt, 
der Masterplan Wärmewende wird 
vorangetrieben, Beratungsangebote 
für private Energiesparmaßnahmen 
(diese Maßnahmen subventionie-
ren wir von Seiten der Stadt) aus-
geweitet. Busverkehr und Radver-
kehr sollen noch attraktiver werden.  
Unsere städtische Wohnungsbau-
gesellschaft plant deutlich vor 2030 
klimaneutral zu werden. Den ver-
sprochenen ErlangenPassPlus, von 
dem Bürger:innen profitieren sollen, 
die keine Sozialleistung in Anspruch 
nehmen dürfen, aber dennoch sehr 
wenig Geld verdienen, wird dieses 
Jahr eingeführt und auch bei der 
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Ehrungsveranstaltung
Liebe Genossinnen und Genossen,
wir laden Euch herzlich ein zur

Kreismitgliederversammlung
mit Kaffee und Häppchen

am Samstag, 22. April 2023, 14:30 Uhr
Saal von Dreycedern, Altstädter Kirchplatz 6

Wir ehren an diesem Nachmittag unsere Jubilare für die lang-
jährige Mitgliedschaft in unserer Partei.
Zudem überreichen wir die August-Bebel Uhr an eine verdien-
te Genossin.
Wir freuen uns auf eure Teilnahme.

1. 

 Munib Agha     Sandra Radue

Wohnungsbauoffensive bleiben wir 
weiterhin ambitioniert. 

Egal ob in Stadt, Land oder Bund. Es 
macht eben doch einen Unterschied, 
ob die SPD regiert oder nicht. Und 
dennoch müssen wir uns fragen, ob 
das was wir machen ausreicht. 

Mit unseren starken Landtags- und 
Bezirkstagskandidat:innen Philipp 
Dees und Sophia Waldmann wollen 
wir den Wahlkampf dazu nutzen, 
um Lösungsansätze für die gegen-
wärtigen Krisen mit der Partei aber 
vor allem mit den Erlanger Wäh-
ler:innen zu diskutieren. 

Dazu sind bereits von Seiten der 
Wahlkampfleitung mehrere Ver-
anstaltungen geplant. Am 4. Mai 
werden wir mit Matthias Miersch, 
stellv. Vorsitzender der SPD-Bundes-
tagsfraktion und energiepolitischer 
Sprecher, Schaeffler in Herzogenau-
rach besuchen und uns über die ak-
tuellen Herausforderungen bei der 
Transformation erkundigen. Im An-
schluss findet mit ihm eine Veran-
staltung zu den Herausforderungen 
der Energiewende statt. Am 18. Juli 
werden wir mit MdB Carolin Wagner 
uns mit der Hochschul- und Wissen-
schaftspolitik auseinandersetzen 
und hier gemeinsam mit Angehöri-
gen der Universität eine Veranstal-
tung planen. Ende August tagt der 
geschäftsführende Vorstand der 
Bundestagsfraktion in Erlangen. Am 
Vorabend wird dazu eine Veranstal-
tung mit dem Fraktionsvorsitzenden 
Rolf Mützenich vorbereitet, voraus-
sichtlich zum Thema Friedenspolitik. 
Weitere prominente Parteimitglie-
der mit Expertise in der Wohnungs-
bau- bzw. Gesundheitspolitik sind 
angefragt. 

Darüberhinaus ist eine Sommertour 
mit OB Florian Janik geplant, wo wir 
Erlanger Unternehmen, Vereine und 
Initiativen besuchen werden, um 
mit ihnen in den Austausch zu kom-
men. Im Oktober haben wir bereits 
begonnen in den Stadtteilen mit 
den Bürger:innen im Tür-zu-Tür-For-
mat ins Gespräch zu kommen, um 
zu erfragen, ob es konkret vor Ort 
aktuelle Probleme gibt, die wir als 
SPD anpacken können. Diese Besu-

Wir ehren in diesem Jahr ...

… für 10 Jahre Mitgliedschaft: Peter Braun, Christian Summerer, Herd-
ith-Grete Coerlin, Manuel Stein, Stephan Lindebner, Friedrich Mirle, Lisa 
Kaufmann, Grit Nickel, Matthias Schmid, Natalie Laumann, Sinan Erde-
mir, Wolfgang Meier, Gunter Bartz, Renate Schmidt

… für 25 Jahre Mitgliedschaft: Gertrud Reich-Schowalter, Jutta-Marina 
Pallingen, Fabian Heß, Christine Lehrmann, Katharina Ullmann, Andreas 
Analitis, Dr. Philipp Dees, Jose Luis Ortega Lleras, Lars Thomsen, Dr. Johan-
na Behringer, Dr. Florian Janik, Simon Kaufmann, Michael Weiss, Klaus 
Thalhammer

… für 40 Jahre Mitgliedschaft: Dr. Dieter Karasek, Gerlinde Köhn, Jens 
Burgard, Friedrich Drechsler, Markus Staedtke, Silke Zieten, Cornelia But-
ke, Heinz Diekmann-Moeller, Fabian Mattischeck, Walter Lang, Bernhard 
Richter, Doris Klein

… für 50 Jahre Mitgliedschaft: Inge Aichele, Armin Braun, Norbert Fi-
scher, Hildegard Gröger, Renate Habermeier-Straube, Marianne Kobiela, 
Elfriede Krauß-Breuers, Herta Marhoff, Ludwig Mühbauer, Rosi Pfister, 
Ute Preuß, Lüer Rietsch, Walter Schweigert, Anette Seefried, Hannelore 
Stahlschmidt, Dagmar Telgen, Dr. Jürgen Tendel, Manfred Wolter, Herbert 
Ziegler, Peter Redel, Dr. Michael Stoisiek, Renate Bauer, Gert Büttner, Wer-
ner Karr, Erich-Herbert Mondon, Dr. Dieter Rossmeissl, Ruhi Teksifer, Mari-
anne Vittinghoff, Karl-Heinz DrechslerIrene Thiele, Siegfried Beer, Rainer 
Tanner, Jutta Prölß-Peter, Eberhard Hammerl, Emmi Foldenauer

… für 60 Jahre Mitgliedschaft: Dr. Wolfgang Blum, Klaus Schramm, Gerd 
Peters,  

und für 70 Jahre Mitgliedschaft: Wilhelm Gehr



che wollen wir in den kommenden 
Wochen und Monate intensivieren.  
Sei auch du dabei: Unterstütze uns 
beim Tür-zu-Tür-Wahlkampf, beim 
Infostand, beim Plakatieren oder 
Flyerverteilern[…], denn nur gemein-
sam sind wir stark. 

Liebe Genoss:innen, wir haben uns 
in der kommenden Zeit viel vorge-
nommen, um als Sozialdemokratie 
weiterhin sichtbar in der Stadt zu 
sein und um die besten Ideen für die 
Bewältigung der Krisen zu streiten. 
Diskutiere diese Ideen mit uns und 

Von: Dr. Florian Janik

Liebe Genossinnen und Genossen,

es gibt richtig gute Nachrichten von 
der Stadt-Umland-Bahn, über die 
ich euch heute direkt informieren 
möchte.

Der Bund hat die Bewertungskriteri-
en zur Förderung von Projekten des 
öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) geändert. Hintergrund sind 
Verkehrswende und Klimaschutz, 
die durch eine noch breitere Förde-
rung des ÖPNV noch vorangebracht 
werden sollen. Unsere SPD war da-
ran – wie auch bei der deutlichen 
Erhöhung der Mittel für die Förde-
rung des ÖPNV 2020 - maßgeblich 
beteiligt. Die neue Verfahrensanlei-
tung für die sog. Standardisierte Be-
wertung, mit der Projekte auf ihren 
volkswirtschaftlichen Nutzen unter-
sucht werden, führt dazu, dass die 
Stadt-Umland-Bahn in ihrer Vorzug-
strasse aus dem Raumordnungsver-
fahren bei einem vorläufigen neuen 
Nutzen-Kosten-Indikator (NKI) von 
2,2 liegt. Im Jahr 2019 lag der Wert 
noch bei 1,1 und damit nur knapp 
über der notwendigen Grenze von 
1,0. Die StUB war mit Blick auf die 
neue Standardisierte Bewertung 
eines von 12 testgerechneten Pro-

unterstütze uns beim Überzeugen 
der Bürger:innen von der sozialde-
mokratischen Idee. 

Freundschaft!
Sandra und Munib 

jekten des Bundes. Mit dieser Test-
rechnung gehen noch einige Un-
wägbarkeiten einher, Änderungen 
am Wert in signifikanter Größen-
ordnung sind aber nach heutigem 
Stand nicht zu erwarten.

Für das Projekt, Erlangen und die Re-
gion sind das sehr gute Nachrichten, 
erhöht sich damit doch die Wahr-
scheinlichkeit, dass Bund und Land 
das Projekt fördern und wir die StUB 
damit auch finanzieren können, 
deutlich. Es gäbe sogar Spielraum, 
der uns bei der erhofften Realisie-
rung des Ostasts noch sehr helfen 
könnte. Die Ergebnisse bestätigen 
uns in unserer Überzeugung, dass 
die StUB der richtige Impuls für die 
Verkehrswende und ein wesent-
licher Beitrag zum Klimaschutz in 
der Region ist. Wir haben mit der 
StUB immer auf das richtige Pferd 
gesetzt. Wir alle, die wir seit langer 
Zeit um die Bedeutung des Projekts 
wissen, die es vertreten haben, als es 
politisch keine Mehrheit hatte, die 
es in einem Bürgerentscheid durch-
gekämpft haben, die es seitdem in 
seiner Planung begleiten und in pri-
vat wie öffentlich vertreten, dürfen 
uns darüber sehr, sehr freuen.
 

Nicht nur die Vorzugstrasse mit der 
Regnitzquerung auf Höhe der Wöhr-
mühlinsel, sondern auch die beiden 
anderen in der Vergangenheit dis-

kutierten Querungsmöglichkeiten 
Büchenbacher und Dechsendorfer 
Damm liegen mit jeweils (vorläu-
fig) 1,7 über dem kritischen Wert. 
Wir alle wissen um die Bedeutung 
des Regnitzgrundes für Erlangen all-
gemein, aber auch für das Projekt 
Stadt-Umland-Bahn. Der Zweckver-
band und auch ich haben deswegen 
immer betont, dass die Frage der 
Querung erneut genau betrachtet 
wird, wenn sich Förderbedingungen 
ändern. Dieses Versprechen halten 
wir jetzt ein.

Konkret wird der Zweckverband eine 
bauliche Machbarkeitsstudie für die 
Führung der StUB im Bereich des 
Büchenbacher Damms erstellen, 
um zu prüfen, ob die Variante auch 
tatsächlich baubar wäre. Das Ergeb-
nis erwarten wir Ende des Jahres. 
Anschließend ist eine Entscheidung 
darüber notwendig, auf welcher Ba-
sis der Zweckverband weiter planen 
soll. Schön an der Standardisierten 
Bewertung ist, dass sie auch unsere 
Einschätzung zur Sinnhaftigkeit der 
Querungsmöglichkeiten bestätigt: 
Die Wöhrmühle liegt weiter auf dem 
ersten Platz. Aber beide Varianten 
haben die bekannten Vor- und Nach-
teile. Während die Streckenführung 
über den Büchenbacher Damm die 
größere Erschließung bietet und das 
Landschaftsbild im Regnitzgrund 
nur wenig beeinflusst, bietet eine 
Brücke auf Höhe der Wöhrmühlin-

Nachrichten zur Stadt-umland-bahn



sel insbesondere die größte Verla-
gerung vom Autoverkehr auf den 
ÖPNV sowie deutliche Verbesserun-
gen für das Busnetz aus dem Erlan-
ger Westen in die Innenstadt. In der 
Innenstadt selbst könnte insbeson-
dere die Goethestraße signifikant 
vom Busverkehr entlastet werden. 
Auch die kürzeste Reisezeit wäre 
über diese Brücke gegeben.

Der Dechsendorfer Damm hat sich 
in den Untersuchungen der vergan-
genen Jahre immer als Variante mit 
den meisten Nachteilen herausge-
stellt. Er wird daher in der Machbar-
keitsstudie nicht vertieft betrachtet. 
Die Variante über den Büchenbacher 
Damm beinhaltet in der Machbar-
keitsstudie die sog. Büchenbacher 
Spange. Diese beinhaltet eine Route 
über „Am Europakanal“, die Steiger-
waldallee und den Adenauerring 
in Richtung Büchenbach-West und 
Herzogenaurach sowie eine Direkt-
verbindung nach Herzogenaurach, 
die Büchenbach entlang des Ade-
nauerrings südlich umfährt. Denn 
klar ist auch: Ohne eine schnelle 
Verbindung nach Herzogenaurach 
ist die StUB für unsere westlichen 
Nachbarn nicht attraktiv. Die Wöhr-
mühlbrücke gewährleistet das. Im 
Falle einer Entscheidung für den 
Büchenbacher Damm ist das aber 
auch wichtig, und daher die Spange. 
Wichtig bei der Spange ist, dass der 
südliche Teil aus meiner Sicht und 
auch aus Sicht des Zweckverbands 
über den Adenauerring geführt 
werden muss und nicht über die an-
grenzenden Äcker der Landwirte.
 

Liebe Genossinnen und Genossen, 
so wichtig dieser Schritt jetzt ist: Er 
bedeutet keinen Stillstand für das 
Projekt. Denn wir wollen mit der 
Stadt-Umland-Bahn keine Zeit ver-
lieren. Wir nehmen uns jetzt die Zeit, 
die Regnitzquerung erneut genau zu 
betrachten. Gleichzeitig wollen wir 
die Planungen in anderen Strecken-
abschnitten, insbesondere zwischen 
Nürnberg und Erlangen, weiter vo-
ranbringen. Die StUB auf der B4 
fahren zu lassen ist zwar unser Ziel, 
ob es tatsächlich gelingt ist jedoch 
noch nicht klar. Rund um die Arca-

den ist auch einiges noch nicht ge-
klärt. Nach aktuellem Zeitplan sollen 
die Unterlagen für das Planfeststel-
lungsverfahren ab 2025 eingereicht 
werden. Ab Mitte 2028 könnte dann 
abschnittsweise mit dem Bau ab 
Nürnberg begonnen werden. Die 
sukzessive Inbetriebnahme soll an-
schließend ab 2031 erfolgen. Bei 
einer Entscheidung gegen die Que-
rung auf Höhe der Wöhrmühlinsel 
würde sich der voraussichtliche Bau-
beginn um mindestens drei Jahre 
nach hinten verschieben.
 

Immer wieder kommt im Zusam-
menhang mit der StUB die Frage 
auf, wann das Ratsbegehren durch-
geführt wird, das darüber entschei-
det, ob die StUB gebaut wird oder 
nicht. Meines Erachtens nach sollte 
diese Frage erst dann beantwortet 
werden, wenn alle wichtigen Fakten 
auf dem Tisch liegen. Dies sind unter 
anderem die Fragen Streckenfüh-
rung, Förderung und Kosten, CO2-Bi-
lanz etc. Während wir in der Planung 
bei etlichen Fragen inzwischen weit 
vorangekommen sind, sind andere 
Fragen noch offen. Meiner Meinung 
nach kann, auch im Lichte des Zeit-
plans, die Frage vor 2025 nicht sinn-
voll beantwortet werden.

Übrigens: Der Zweckverband unter-
sucht aktuell die Co2-Bilanz der 
StUB, die stark im Fokus der Geg-
ner der StUB steht. Für eine solche 
Untersuchung gibt es bundesweit 
kein Muster, die StUB ist das erste 
Infrastrukturprojekt dieser Größen-
ordnung, das auf seine Co2-Bilanz 
hin so genau untersucht wird. Es 
wird noch dauern, bis dazu Ergeb-
nisse vorliegen. Was aber schon vor-
liegt ist die Standardisierte Bewer-
tung, die nun erstmalig auch den 
Co2-Ausstoß aus dem Strecken- und 
Fahrzeugbau berücksichtigt. Zwar 
gibt es auch hier noch Unwägbarkei-
ten. Wir wissen aber schon, dass bei 
der Herstellung von Pkw, die es ohne 
die StUB pro Jahr bräuchte, voraus-
sichtlich doppelt so viel Co2 emit-
tiert wird wie beim Bau der StUB – 
umgerechnet auf die Nutzungsjahre 
– ausgestoßen wird. Hinzu kommen 
noch die Einsparungen durch die 

Verlagerung des Pkw-Verkehrs auf 
den ÖPNV während des Betriebs. 
Die StUB wird ihre positive Wirkung 
auf das Klima also deutlich schneller 
erreichen als die Gegner des Projekts 
behaupten. Zur Co2-Thematik ver-
anstaltet der Bund Naturschutz am 
Dienstag, 28.3., 19 Uhr, im Ewerk, 
eine Diskussionsveranstaltung. Es 
wäre sicher gut, wenn wir dort Prä-
senz zeigen würden.

Der Zweckverband hat die Öffent-
lichkeit am gestrigen Mittwoch über 
die aktuellen Entwicklungen infor-
miert. Die Unterlagen aus der Ver-
anstaltung werden auf www.stadt-
umlandbahn.de veröffentlicht.

Euer

Florian Janik



Wir gratulieren* zum GeburtstaG  &

wünschen euch für euer nächstes

Lebensjahr alles gute!

01.04. Marianne Titiz 
78 Jahre

01.04. Renate Habermeier-Straube 
82 Jahre

01.04. Wolfgang Kummer 
75 Jahre

02.04. Karl-Heinz Bauer 
70 Jahre

03.04.  Irina Seide  
76 Jahre

04.04. Gerd Peters 
80 Jahre

09.04. Jutta Thiessen-Meier 
65 Jahre

09.04. Klaus Schramm 
84 Jahre

09.04. Wolfgang Niclas 
71 Jahre

14.04. Martin Böller  
82 Jahre

15.04. Manfried Symanek 
91 Jahre

*Den Mitgliedern unserer Partei gratulieren wir zum 50., 60. & 65. Geburtstag sowie ab dem 70. Lebensjahr im Monatsspiegel

15.04. Martha Beck 
70 Jahre

17.04. Harald Völker 
71 Jahre

19.04. Renate Bauer  
71 Jahre

20.04. Armin Braun 
84 Jahre

20.04. Claus Uhl 
84 Jahre

20.04. Waltraut Symanek 
89 Jahre

22.04. Heinrich Häusinger 
85 Jahre

24.04. Herbert Ziegler 
75 Jahre

27.04. Heidrun Schroeder 
86 Jahre

28.04. Brunhilde Hummich 
83 Jahre



Herzlichen Glückwunsch zum 60. Geburtstag, 

liebe Anette Christian!

Von: Felizitas Traub-Eichhorn

Am 4. April 23 feiert Gerd Peters 
seinen 80. Geburtstag. Die Erlanger 
SPD gratuliert dazu recht herzlich, 
allen voran wir vom Distrikt West. 
Er führte unseren Distrikt von 2004 
bis 2018. In all den Jahren motivier-
te er viele Genossinnen und Genos-
sen zur Mitarbeit, ging immer mit 
gutem Beispiel voran, wenn Arbeit 
zu erledigen war, und war stets zu-
verlässig, wenn es um Absprachen 
ging.  Distriktsitzungen, Wahlkämp-
fe, Westbotenverteilung ....
Kurzum: Wir haben ihm viel zu ver-
danken. Deshalb bedauern wir es 
umso mehr, dass seine körperlichen 
und geistigen Kräfte in der letzten 
Zeit so nachgelassen haben, dass 
er nicht mehr aktiv im Distrikt mit-
machen kann. Im September 2022 
kam er mit seiner lieben Anke noch 
einmal zur Distriktsitzung:  Es wird 
uns in Erinnerung bleiben. Gerd war 
zeitlebens ein politischer Mensch, 
der sich in ganz verschiedenen Funk-
tionen für die Erlanger SPD einsetz-
te. Nachdem er 1968 nach Erlangen-
Bruck gezogen war, wurde er schon 
1969 zunächst Juso-Vorsitzender 
und in dieser Eigenschaft auch Mit-
glied des geschäftsführenden Kreis-

vorstandes der Erlanger SPD. Die-
sem gehörte er bis 1972 als Referent 
für Werbung und für den im Herbst 
1972 gegründeten „Monatsspiegel“ 
und später als kommunalpolitischer 
Referent an. Zudem wurde er in den 
Vorstand des Distrikts Bruck ge-
wählt und war dort später Distrikt-
vorsitzender. 
Anfang der 80er zog er sich aus der 
Vorstandsarbeit auf Kreisverbands-
ebene zurück und verlegte seine Ak-
tivitäten auf den Distrikt West, denn 
mittlerweile war Gerd mit seiner 
Familie in den neu entstandenen 

Herzlichen Glückwunsch zum 80. Geburtstag, 

lieber Gerd Peters!

Von: Sandra Radue

Liebe Anette,  
leider etwas verspätet, aber dafür 
umso herzlicher, möchte ich dir auch 
hier im Monatsspiegel zu deinem 
60. Geburtstag gratulieren. Als wir 
2014 gemeinsam neu in den Stadt-
rat einzogen, lernten wir uns näher 
kennen und es war mit bis zu dei-
nem Ausscheiden zum August 2021 
eine Freude und auch eine Ehre, mit 
dir zusammen die Erlanger Kommu-
nalpolitik mitzugestalten. 

Stadtteil Büchenbach-Nord gezo-
gen. Dort kämpfte er in der Bürgerin-
itiative Würzburger Ring für bessere 
Bustakte und gegen die Abholzung 
des Wäldchens - das bis heute noch 
steht. Zudem war er Mitinitiator des 
Würzburger Ring- Festes - das es 
auch heute noch gibt. Gerd konnte 
kämpfen, auch zum Leidwesen sei-
ner Weggefährten in der Erlanger 
SPD. Wenn es um Positionen ging, 
die er nicht teilte, scheute er sich 
nicht vor Schlagabtauschen in ver-
baler oder schriftlicher Form, wobei 
die Kreismitgliederversammlungen 
und der Monatsspiegel gute Platt-
formen waren. Er beherrschte das 
gesprochene und geschriebene 
Wort. Von Letzterem zeugt auch sei-
ne Mitarbeit am Geschichtsbuch der 
Erlanger SPD, wo er den ersten Arti-
kel über die Zeit von 1969 bis 1972 
verfasste.
Es war nur folgerichtig, dass Gerd 
für all seine Verdienste 2018 die Au-
gust-Bebel-Uhr aus den Händen von 
Dieter Rosner, unserem damaligen 
Kreisvorsitzenden, erhielt. In seiner 
Laudatio lobte er ihn als ,,wichtige 
Stütze und würdiger Träger der Au-
gust-Bebel-Uhr".  
Wie wahr! Wir stoßen auf dich an, 
lieber Gerd!

Beeindruckt hat mich vor allem 
deine Neugier auf neue Themen 
und deine große Kompetenz in so 
vielen Bereichen: Dass du als All-
gemein- und Palliativ-Medizinerin 
den Sprecherbereich Gesundheit be-
kamst, war erst einmal recht selbst-
verständlich.  Verknüpft hast du 
diesen Bereich mit der Sozialpolitik 
und deine Mitgliedschaft im Sport-
ausschuss sorgte schnell dafür, dass 
hier der Fokus erweitert wurde. Die 
Mitgliedschaft der Stadt Erlangen 
beim Projekt "Gesundheitsregion +" 



hast du unterstützt und vorange-
bracht: Gesundheit wurde hier end-
lich als Dimension der Sozialpolitik 
verstanden und umgesetzt, was 
deiner Auffassung entspricht . Als 
Vorsitzende des Seniorenbeirats 
hast du die Interessen der älteren 
Mitbürger*innen gestärkt, ihre Be-
teiligung an der Stadtgesellschaft 
entscheidend mitgeprägt und dich 
nicht zuletzt bei der Erarbeitung des 
Seniorenpolitischen Konzepts der 
Stadt eingebracht. Auch das The-
ma Inklusion hast du bei allen Dis-
kussionen in Fraktion und Stadtrat 
miteingebracht: Gesellschaftliche 
Hindernisse für die Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung abzu-
bauen, war dir immer ein Herzens-
anliegen. Dich darüber hinaus für 
die Gleichstellung von Frauen und 
Männern, für die Rechte queerer 
Menschen, für Toleranz, Demokra-
tie und Integration einzusetzen, war 
für dich selbstverständlich; sehr oft 
hast du mit uns gemeinsam dafür 
gesorgt, dass diese Themen die nö-

tige Aufmerksamkeit erhalten. Im 
Rahmen der Städtepartnerschaft 
mit San Carlos, das du auch persön-
lich besucht hast, konntest du nicht 
nur deine dein fließendes Spanisch 
und dein Geschick im Umgang mit 
Menschen, sondern auch deine be-
ruflichen Kompetenzen und politi-
schen Erfahrungen nutzen, um die 
Zusammenarbeit ganz konkret wei-
terzuentwickeln. In „deinem“ Alt-
erlangen und in den Kontakten mit 
der Feuerwehr warst du eine sehr 
geschätzte Gesprächspartnerin, an 
die sich viele Menschen mit ihren 
Anliegen gerne wandten – und ernst 
genommen fühlten.
Du warst für uns in der Fraktions-
arbeit auch aufgrund deiner Per-
sönlichkeit eine wichtige Stütze: Bei 
öffentlichen Veranstaltungen, in Be-
gegnungen mit den Menschen, der 
Arbeit in den Stadtratsgremien und 
im Seniorenbeirat hast du dir durch 
deine enorme Kompetenz, dein 
strukturiertes Denken und wohl-
überlegtes Agieren, dein souveränes 

und immer authentisches Auftreten 
in unterschiedlichsten Situationen 
und deine Überzeugungskraft sehr 
großen Respekt verdient. Was dich 
in unserer Fraktion aber besonders 
auszeichnete, war deine freundli-
che und zugewandte Art, die immer 
auf Vermittlung und Zusammen-
halt aus war. Und das, obwohl du 
kritische Fragen nie gescheut hast 
und uns oft dazu gebracht hast, 
Altbewährtes auch einmal von der 
anderen Seite zu betrachten. Dein 
herzliches Lachen, deine freundliche 
Zugewandtheit, dein aufmerksames 
Zuhören, deine Verlässlichkeit und 
dein anpackendes Tun haben nicht 
nur mich sehr beeindruckt. 
Ich hoffe, du kannst in vielen, vielen 
kommenden gesunden Jahren deine 
Neugier auf Menschen, Ideen und 
schöne Dinge weiter ausleben und 
hast Zeit und Muße für viele neue 
Eindrücke, Reisen und beglückende 
Begegnungen. 
Alles Gute zu deinem Geburtstag!
Deine Sandra

Von: Felizitas Traub-Eichhorn

Unsere frühere Bürgermeisterin 
Ursula Rechtenbacher feierte am 
24.2.23 ihren 89. Geburtstag. Da 
Ursula seit einiger Zeit im AWO-
Heim lebt, war dies eine gute Ge-
legenheit, mit ihr in dem neu eröff-
neten AWO-Stadtteilcafe ,,56Nord"  
zu feiern. Es befindet sich im Raum 
des AWO-Ortsverbandes, der umge-
staltet wurde und demnächst noch 
durch eine Außenterrasse ergänzt 
wird. Jeden Montag und Dienstag 
von 14.00 - 17.00 Uhr sind dort alle 
Bürgerinnen und Bürger eingela-
den, sich bei einer Tasse Kaffee und 
selbstgebackenem Kuchen zu tref-
fen und Geselligkeit zu pflegen. Im 
Laufe der Zeit soll auch immer wie-
der ein inhaltliches Programm an-
geboten werden, das sich nach den 
Interessen der Besucher*innen rich-

ten wird. Betrieben wird das Cafe 
von einer größeren Gruppe von Frei-
willigen aus dem Stadtteil, die sich 
an dem jeweiligen Nachmittag um 
die Bewirtung der Gäste kümmern. 
Auch der Kuchen wird von Freiwilli-
gen gebacken. Das Angebot ist kos-
tenlos, eine Spende ist aber jederzeit 

willkommen. Die Betreuung liegt in 
den Händen von Frank Steigner, dem 
Koordinator des AWO-Stadtteilpro-
jektes. Auch Mitglieder des Distrikt 
West engagieren sich tatkräftig. Da 
der Organisator*innenkreis offen 
ist, kann jeder jederzeit bei der Mit-
arbeit einsteigen.    

Geburtstagsrunde für Ursula Rechtenbacher im neuen 

AWO-Stadtteilcafe in der Büchenbacher Anlage



Von: Rolf Schowalter

Am 28. Februar hatten viele Tennen-
loher/innen die Gelegenheit wahr-
genommen, um Adolf Most zum 
97. Geburtstag zu gratulieren. Auch 
Sandra Radue und Munib Agha lie-
ßen es sich nicht nehmen, dem ver-
dienten Genossen persönlich Urkun-
de und Ehrennadel für 50ig-jährige 
SPD-Mitgliedschaft zu überreichen.

Nur wenige Tage danach, am 6. 
März, hat Adolf Most uns für immer 
verlassen. Außerhalb von Tennen-
lohe werden ihn nur noch wenige 
kennen, in Tennenlohe aber war er 
bekannt, anerkannt und hoch ge-
schätzt wie kein anderer. Von 1956 
bis 1972 war er ehrenamtlicher Bür-
germeister und wäre sicherlich im-
mer wiedergewählt worden bis zu 
einer selbst gewählten Altersgrenze, 
wenn 1972 nicht die Eingemein-
dung Tennenlohes nach Erlangen 
dazwischen gekommen wäre.

In seiner Amtszeit hat er für Ten-
nenlohe Enormes geleistet: Infra-
strukturmaßnahmen wurden unter 
seiner Leitung durchgeführt: Be-
festigung der Straßen, Wasserver-
sorgung, Kanalisation, all das, was 
heute selbstverständlich ist, muss-
te damals mühsam geplant, in die 
Wege geleitet und realisiert werden. 
Neue Wohngebiet wurden ausge-
wiesen, Schule samt Turnhalle wur-
den gebaut, der Lebensmittelmarkt 
für die enorm angestiegene Be-
völkerungszahl wurde angesiedelt, 
Kindergärten wurden geplant, die 
ersten Unternehmen im neuen Ge-
werbegebiet wurden angesiedelt. 
Ein neues Rathaus sollte auf dem 
heutigen Parkplatz des Edeka-Mark-
tes entstehen, doch dieses Vorhaben 
wurde durch die Eingemeindung 
überholt. Eine wichtige Maßnahme 
konnte Adolf Most noch realisieren: 
die Ausweisung der Brucker Lache 
als Naturschutzgebiet, ansonsten 
wäre das Waldgebiet untergegan-
gen in einem Häusermeer.   

Adolf Most (1926 – 2023)

In Adolf Mosts Amtszeit hat sich 
die Bevölkerungszahl Tennenlohes 
deutlich mehr als verdoppelt. Er hat 
die daraus entstehenden Probleme 
absolut kompetent gemanagt. 1972 
konnte Dietmar Hahlweg ihn für 
den Eintritt in unsere Partei gewin-
nen und so vertrat er bis 1978 die 
SPD im Erlanger Stadtrat.    

Adolf Most war neben seinem Be-
ruf als Lehrer in Neunhof engagiert 
in vielen Tennenloher Vereinen. Bei 
der Gründung des Sportvereins war 
er maßgebelich beteiligt, er war 1. 
Vorsitzender der Freiwilligen Feuer-
wehr, im Kunstkreis und im Heimat- 
und Geschichtsbverein war er akti-
ves Mitglied und nicht zuletzt in der 
Tennenloher SPD war er ein wichti-
ger und kompetenter Hinweisgeber, 
dessen Rat wir gerne befolgt haben. 
Bis zum Beginn der Coronazeit war 
er regelmäßiger Besucher unserer 
Distriktversammlungen. Und für 
den Tennenloher Boten hat er bis 
zur 100. Ausgabe (Dezember 2019) 
jeweils ein Tennälouer Gwaaf bei-
gesteuert, indem er ein vorwiegend 
Tennenloher Problem mit Humor 
und Hintersinn aufgespießt hat. 
2014 hatte er im Vorfeld des 750ig-
jährigen Tennenloher Ortsjubiläums 
davon gesprochen, dass er Material 
gesammelt habe zur Geschichte von 
Tennenlohe. Pünktlich am Festwo-
chenende im Juni 2015 hat er sein 
Werk vorgelegt: Tennenlohe 1265 – 

1972. Geschichte und Geschichten. 
Auf mehr als 240 Seiten erzählt er 
spannend, abwechslungsreich uns 
sehr humorvoll die vielfältige Ten-
nenloher Geschichte von der ersten 
urkundlichen Erwähnung bis zur 
Eingemeindung. 
   
Adolf Most war eine außergewöhn-
liche Persönlichkeit, immer ausglei-
chend, voller Güte, niemals kam ein 
scharfes Wort über seine Lippen. 
Weit über die Parteigrenzen hinweg 
war er anerkannt und geachtet.

Ein wunderbarer Menschen hat uns 
verlassen. Wir werden ihn in Erinne-
rung behalten, er wird in unserem 
Gedächtnis weiterleben. Und wenn 
wir durch den Skulpturenpark am 
Wiedweiher in Tennenlohe gehen 
und sein Porträt anschauen, das dort 
seit August 2022 aufgestellt ist und 
den Titel trägt „Dankbarkeit“, wer-
den wir uns gern an ihn erinnern.         

Rolf Schowalter



Von: Gisela Niclas,
Bezirksrätin und Vorsitzende der 
Bezirkstagsfraktion

Am 20. April wird im Erlanger Wes-
ten gefeiert: Bezirk und Klinikum la-
den ein zur „feierlichen Grundstein-
legung der Generalausbauplanung 
am Klinikum am Europakanal (KAE)“. 
Die vielen einzelnen Gebäuden in ei-
nem großen grünen Gelände sollen 
bis spätestens ca. 2035 Ge-schichte 
sein. Alle Kliniken werden dann un-
ter dem Dach eines einzi-gen, archi-
tektonisch gefällig gegliederten und 
in Modulbauweise er-richteten Ge-
bäudekomplexes vereint sein. Das 
ist nicht nur energetisch sinnvoll, 
sondern dringend erforderlich, und 
es spart den Beschäftigten lange 
Wege. 

Im Rahmen der Generalsanierung 
werden folgende Klinikbereiche 
Schritt für Schritt neu gebaut: Die 
Klinik für Psychiatrie, Sucht, Psy-
chotherapie und Psychosomatik mit 
ihrem speziellen Angebot für hör-
geschädigte Patien*innen, sowie der 
ihr zugeordneten psychiatrischen 
Tagesklinik und der Ambulanz, das 
Zentrum für Neurologie und neu-
rologische Rehabilitation mit Akut-
versorgung, Frührehabilitation und 
Rehabilitation Phase A-D, kurz: ZNR. 
Die Klinik bietet außerdem den 
Schwerpunkt Parkinsonbehand-
lung, Epilepsieversorgung und chro-
ni-sche Schmerzbehandlung an. 

Nicht einbezogen ist die bereits ge-
neralsanierte Fachklinik „Forensi-
sche Psychiatrie“, die ebenfalls auf 
dem Areal angesiedelt ist. Dort sind 
die Bezirkskliniken Mittelfranken im 
Auftrag des Freistaates tätig. Un-ter 
modernen Sicherheitsvorkehrungen 
werden hier psychisch kranke Straf-
täter*innen behandelt. 

SPD-Bezirkstag

fraktion aktiv 

für das KAE 

In enger Abstimmung mit der Stadt-
ratsfraktion haben wir 2022 das ur-
sprünglich für den Neubau geplante 
und wenig überzeugende Energie-
konzept, das vor allem auf zwei erd-
gasbetriebene Blockheizkraftwerke 
setzte, kritisch hinterfragt und eine 
umfassende Überarbeitung durch-
ge-setzt. Übrigens: Der Freistaat 
könnte seine Förderung im Gesund-
heits-bereich an klimafreundliche 
Energiekonzepte für Kliniksanierun-
gen und Neubauten knüpfen. Tut er 
aber nicht.

Ganz aktuell haben wir einen Antrag 
in den Verwaltungsrat und den Be-
zirkstag eingebracht, die Personal-
wohnungen am Europakanal ener-
getisch zu sanieren und weitere 
Wohnungen zu bauen. Für Mitarbei-
ter*innen in Ballungszentren wird 
eine bezahlbare Wohnung zuneh-
mend zum Entscheidungskriterium 
für einen Arbeitgeber. 

Wir setzen uns dafür ein, dass das 
ZNR im Verbund der Bezirksklin-
ken und damit in öffentlicher Hand 
bleibt. Alle bisher vom Vorstand 
ange-stellten Privatisierungsüber-
legungen haben wir bislang erfolg-
reich ab-gewehrt. Wir setzen statt-
dessen auf sinnvolle Vernetzungen 
und Ko-operationen. Auf Initiative 
der Chefärztin des ZNR, konnte bei-
spiels-weise erreicht werden, dass 
die zur Schließung vorgesehene Pal-
liativ-station der Uniklinik noch in 
diesem Frühjahr in Räumlichkeiten 
des KAE umzieht, die durch Umzug 
von 100 Betten in die neue Psychiat-
rie in Fürth frei geworden sind.       

Gesundheitsver-

sorgung muss

 auskömmlich finan-

ziert werden

Die Kosten für die Erlanger General-
ausbauplanung sind mit rund 200 
Millionen € veranschlagt. Aufgrund 
der Situation auf dem Bausektor ist 
aber davon auszugehen, dass dieser 
Finanzrahmen nach oben korrigiert 
werden muss. Der Freistaat bezu-
schusst das Projekt mit dem „Fest-
betrag“ von 120 Mio. €, das heißt, 
wie auch immer sich die Bau-prei-
se entwickeln, der Landeszuschuss 
bleibt fix. Das ist Politik a la CSU: 
So viele Kosten wie möglich auf die 
Kommunen abwälzen. 80 Millio-
nen plus x müssen die Bezirksklini-
ken selbst finanzieren. Hinzu kom-
men noch andere Projekte wie der 
Neubau einer psychosomati-schen 
Klinik in Treuchtlingen sowie Sa-
nierungsmaßnahmen in Ans-bach 
und Engelthal. Das werden die Be-
zirkskliniken Mittelfranken nicht aus 
eigener Kraft stemmen können, hier 
muss der Bezirk mitbe-zahlen. Das 
wird Auswirkungen haben auf die 
Bezirksumlage und da-mit auf die 
Finanzen der Städte und Landkreise.
 
Die unzulängliche bayerische Kran-
kenhausförderung fügt sich nahtlos 
ein in die strukturellen Folgen einer 
jahrelangen neoliberalen, auf Öko-
nomisierung des Gesundheitswe-
sens ausgerichtete Bundespolitik. 
Obendrauf kommt noch die aktuelle 
Inflation als Folge des Ukrainek-riegs. 
Das alles führt mittlerweile für die 
meisten öffentlichen Kran-kenhäu-
ser von Flensburg bis Konstanz und 
damit auch für unsere Be-zirksklini-
ken zu wachsenden Defiziten. Der 
privatwirtschaftlich orga-nisierte 

Die Bezirkskliniken Mittelfranken:

Unverzichtbare Gesundheitsversorgung in öffentlicher Hand



Gesundheitssektor reagiert darauf 
rigoros: Sie behandeln vor-zugswei-
se Patient*innen mit guten Gene-
sungsprognosen, und wenn Kliniken 
trotzdem kein Geld mehr bringen, 
werden sie kurzerhand ge-schlos-
sen, wie z.B. Ende 2020 die Schön-
Klinik in Fürth. Ein solcher Weg kann 
und darf für uns Sozialdemokrat*in-
nen keine Option sein. 

Die jüngsten Klinik-Reformansätze 
aus dem sozialdemokratischen Ge-
sundheitsministerium in Berlin sig-
nalisieren einen Paradigmenwech-
sel. Dafür ist es höchste Zeit. Die 
Umsetzung muss kritisch begleitet 
wer-den. Wir brauchen weiterhin 
eine zuverlässige Grundversorgung 
vor allem in der Fläche außerhalb 
der Ballungszentren.

Immer mehr 

psychisch Kranke: 

Der Bedarf steigt

Der allgegenwärtige Leistungsdruck, 
Pandemie, zunehmende Sorgen we-
gen der Inflation, Kriegsangst, die 
weiter wachsende Spaltung der Ge-
sellschaft in Arm und Reich führt bei 
immer mehr Menschen zu enormen 
psychischen Belastungen und im-
mer mehr seelischen Erkran-kun-
gen. Personalnot in Kindertages-
stätten und Schulen verschärfen die 
ungleichen Bildungschancen und 
belasten unsere Kinder und Jugend-
li-chen. Der Bedarf an Behandlungs-
möglichkeiten steigt stetig.  In dieser 
Situation brauchen wir dringender 
denn ja eine verlässliche und ausrei-
chende Gesundheitsversorgung in 
öffentlicher Hand. Psychiatrie und 
Neurologie sind gesetzlich veranker-
te Pflichtaufgaben nach Art. 48 der 
Bezirksordnung in Bayern und das 
ist gut so. 

Die SPD-Bezirkstagsfraktion hat sich 
in den letzten 5 Jahren und auch 
davor konsequent für Dezentrali-
sierung, wohnortnahe Versorgung, 
so-wie den Ausbau teilstationärer 
und ambulanter Angebote stark 
ge-macht. Das Ergebnis kann sich 

sehen lassen. Neben den Kliniken in 
Ansbach, Erlangen, Engelthal und 
Fürth, (geplant: Klinik für Psycho-so-
matik in Treuchtlingen), zwei sozio-
therapeutischen Wohnheimen für 
psychisch Langzeitkranke und den 
eigenen Krankenpflegeschulen An-
sbach und Erlangen gibt es mitt-
lerweile  in Kooperation mit kom-
muna-len Kliniken Tageskliniken in 
Weissenburg, Fürth, Neustadt/A 
und Roth, sowie als wichtige Modu-
le „wohnortnaher Psychiatrie“ psy-
chiat-rische Institutsambulanzen 
in Ansbach, Erlangen, Fürth, Engel-
thal, Weissenburg, Neustadt/A. und 
Roth. In den Bezirkskliniken Mit-
tel-franken arbeiten rund 3000 Be-
schäftigte. Jährlich werden 17 000 
Pati-ent*innen behandelt, viele da-
von teilstationär oder ambulant. Die 
Be-zirkskliniken sind ein gewichtiger 
Teil zuverlässiger, öffentlicher Ge-
sundheitsversorgung und müssen 
es bleiben.  

Für uns als SPD im 

Bezirkstag bleibt

 auch in Zukunft viel

zu tun:

• Rückführung der ausgegliederten 
Service GmbH in die „Mutter-klini-
ken“ wie in Nürnberg und Fürth: Da-
für gab es bisher leider keine Mehr-
heit im Verwaltungsrat 

• Vorstand und Verwaltung der Be-
zirkskliniken müssen bestmögli-
cher Medizin dienen: Reduzierung 
Führungsebene/Overhead, fla-che-
re Hierarchien, mehr Transparenz, 
mehr Eigenverantwortlich-keit der 
Stadtorte 

• Vorausschauende Personalent-
wicklung und Personalbindung 
durch Unterstützung bei der Weiter-
bildung, durch Angebote von Perso-
nalwohnungen und Kindernetreu-
ungsmöglichkeiten  

• Umsetzung der gemeinsamen 
städtebaulichen Entwicklung Be-
zirk/Stadt Erlangen auf der frei wer-

denden Fläche am KAE 

• Nachhaltige Sanierungskonzepte 
für die Standorte Ansbach und En-
gelthal

Das muss die SPD 

im Landtag 

durchsetzen:    

• Aufstockung der Krankenhaus-
finanzierung und Orientierung an 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz 

• Reform der Krankenhausplanung: 
Weg von der räumlichen Be-schrän-
kung auf kreisfreie Städte und Land-
kreise, Förderung von kommunalen 
Klinikverbünden mit dem Ziel der Si-
cherung von Grundversorgung und 
Erhalt von Krankenhäusern in der 
Fläche und Spezialisierung in der re-
gionalen Versorgung

• Stärkung der Mitbestimmung: Sitz 
und Stimme für Personalrä-te/Ge-
samtpersonalräte in Verwaltungs-
räten 

• Förderung Personalwohnungsbau 
für Mitarbeiter*innen in Ge-sund-
heits- und Pflegeberufen 



Von: Gisela Niclas

Bereits im Bezirkstag 2013/2018 
konnten wir mit einem Antrag 
durchsetzen, dass der Bezirk jedes 
Jahr einen Inklusionspreis auslobt. 
Der Bezirk Mittelfranken möchte da-
mit den Prozess der Inklusion aktiv 

Inklusionspreis 
des Bezirks Mittelfranken

Für den Inklusionspreis 2023 werden noch bis 31. Mai 2023 Bewerbun-
gen entgegengenommen. 

Den Bewerbungsbogen in Leichter Sprache findet ihr auf der Website des 
Bezirks Mittelfranken https://www.bezirk-mittelfranken.de/inklusions-
preis in der rechten Spalte unter Downloads. 

Bewerben können sich sowohl Projekte, Organisationen, Einrichtungen 
als auch Firmen und Einzelpersonen. Der Preis ist mit 5000 Euro dotiert 
und kann auf mehrere Preisträger*innen aufgeteilt werden.  

Noch Fragen? Ansprechpartner ist Lothar Baumüller, Inklusionsbeauf-
tragter des Bezirks:
Tel: 0981 / 4664 – 41400, Fax: 0981 / 4664 – 41599, inklusion@bezirk-
mittelfranken.de

Bitte weitersagen und weitergeben. Vielleicht hat ja mal ein Erlanger Pro-
jekt Erfolg. 

Herzlichen Dank
Gisela  

Ein Erfolgsmodell der 

SPD-Bezirkstagsfraktion: 

Inklusionspreis 

des Bezirks Mittelfranken

gestalten und entwickeln. Es wer-
den für den Inklusionspreis kreative 
Beispiele zur Gestaltung von Inklusi-
on gesucht. Mit der Prämierung und 
Veröffentlichung können ganz viele 
Menschen, Organisationen, Einrich-
tungen und Vereine sehen und ler-
nen, wie Barrieren in unserer Gesell-
schaft kleiner und weniger werden 
können.

Der Inklusionspreis möchte auch 
Anregung und Motivation sein, Teil-
habe für Menschen mit Behinde-
rung zu sichern. Eine Bewerbung 
ist die Chance auf den Preis und die 
Chance für andere, Neues kennen zu 
lernen, um weitere Veränderungen 
anzustoßen.

Redaktionsschluss

für den nächsten
Monatsspiegel

Mai 2023

19. April 2023



Von: Gerhard Carl

Das EU-Parlament hat für neue Ver-
einbarungen zur Energie-Effizienz 
für Gebäude gestimmt - 343 Ja-
Stimmen, 216 Nein-Stimmen, 78 
Enthaltungen. Die Neufassung der 
EU-Richtlinie ist ein weiterer Bau-
stein des Klimapaketes „Fit for 55“, 
mit dem EU-Institutionen und EU-
Mitgliedstaaten die Rate der Ge-
bäude-Renovierungen in der EU er-
höhen und Energieverbrauch sowie 
Ausstoß von Treibhausgasen senken 
wollen.

Jens Geier, 

Vorsitzender der 

SPD-

Europa-

abgeordneten:

„Der Blick auf Bottrop zeigt erfolgrei-
che Ansätze und Lösungen, Gebäu-
de systematisch energiefreundlich 
umzubauen - sozialverträglich und 
nachhaltig. In der Ruhrgebietsstadt 
ist es in den vergangenen zehn Jah-
ren gelungen, den CO2-Ausstoß pro 
Kopf zu halbieren.
Mit sogenannten Quartiersansät-
zen nehmen Sanierer statt einzelner 
Gebäude ganze Straßenzüge, Sied-
lungen oder gar Viertel ins Visier, 
für die dann eine gemeinsame Wär-
meversorgung geschaffen werden 
kann. Also zum Beispiel effiziente 
Blockheizwerke oder Fernwärme. 
Das eignet sich für einzelne Häuser 
oft nicht, aber für mehrere Gebäu-
de. Mit Solarstrom von den Dächern 
können nicht nur Bewohner*innen 
versorgt, sondern dann auch Wär-
mepumpen oder Ladestationen für 
E-Autos betrieben werden. Deshalb 
sind diese Lösungen aus dem Ruhr-

gebiet nun Teil der Richtlinie und 
können intelligent und standortspe-
zifisch umgesetzt werden.
Unerlässlich bleibt, dass der Weg 
zur Klimaneutralität in Deutschland 
und Europa sozial sein muss. Finan-
ziell schwächere Haushalte sollen 
vor Kostendruck geschützt werden. 
Das sieht der Richtlinienentwurf 
ausdrücklich vor. Die Mitgliedstaa-
ten müssen laut dieser Richtlinie 
effektive Schutzmaßnahmen an-
wenden und vulnerable Haushalte 
mit gezielten Förderprogrammen 
unterstützen. Die Ausstellung von 
Energieausweisen soll für finanziell 

„Klimaschutz nach Bottroper Modell“

EU-Parlament stimmt für neue Regeln zur 

Energie-Effizienz von Gebäuden

schwache Haushalte kostenfrei sein. 
Diese Abstimmung des Parlaments 
ist ein erster Schritt, um die Gesamt-
Emissionen von Gebäuden in der EU 
zu verringern. In den Verhandlungen 
mit den Mitgliedstaaten werden wir 
auf weitere Verbesserungen drän-
gen.“

Nach dieser Entscheidung im Ple-
num können die Trilog-Verhandlun-
gen mit den Mitgliedstaaten begin-
nen.

Quelle: Europa-Newsletter der Bay-
ernSPD, 16.03.2023



Frauen*monat März: 

Für gleiche Rechte 

und Lebenschancen 

für Frauen* - gegen 

Gewalt und Diskrimi-

nierung

Im Februar und März bieten drei 
Tage Anlass, die nach wie vor be-
stehenden strukturellen Benachtei-
ligung von Frauen* in den Fokus zu 
nehmen und sich für gleiche Rechte 
und Chancen für Frauen einzuset-
zen. Die SPD-Stadtratsfraktion steht 
dafür mit all ihren Mitgliedern ein.
Am 14. Februar nahmen wir wie in 
jedem Jahr am One Billion Rising 
Day teil, an dem weltweit Men-
schen gegen Gewalt gegen Frauen* 
demonstrieren. In Erlangen unter-
stützen wir das Frauenhaus und 
den Notruf und setzen uns für eine 
ausreichende Mittelausstattung für 
diese wichtigen Einrichtungen ein 
(zuletzt bei den Haushaltsberatun-
gen 2023).
Der Internationale Frauentag am 8. 
März, zu dem die Erlanger SPD ihren 
traditionellen Frauenempfang ver-
anstaltet (12.03., 11 Uhr, E-Werk, 
Anmeldung an martina.haase@
spd.de), richtet sich gegen alle For-
men der Benachteiligung von Frau-
en und fordert Solidarität mit allen 
Frauen* weltweit, die unter beson-
ders schlimmen Formen der Unter-
drückung leiden, wie z. B. aktuell im 
Iran oder in den russisch besetzten 
Gebieten der Ukraine, wo sexuali-
sierte Gewalt als Waffe im verbre-
cherischen Angriffskrieg Russlands 
massiv eingesetzt wird. Das Erlan-
ger Frauenzentrum, das mit Veran-
staltungen über die Situation von 
Frauen aufklärt und wo Frauen sich 
gemeinsam für ihre Rechte engagie-
ren können, wird seit dem Amtsan-
tritt von Florian Janik auf Antrag der 
SPD-Fraktion wieder in seiner Arbeit 

Neues aus dem Rathaus: Das Rathaustelegramm

finanziell unterstützt. Ein konkretes 
Zeichen gegen Benachteiligung ha-
ben wir mit unserem Antrag zur kos-
tenlosen Bereitstellung von Mens-
truationsartikeln in Schulen und 
städtischen Einrichtungen gesetzt, 
der seit 2022 umgesetzt wird.
Heute, am 7. März, findet der Equal 
Pay Day statt. Im Bereich der berufli-
chen Gleichstellung von Frauen* bei 
der Stadtverwaltung haben wir uns 
besonders für das Projekt „Führung 
in Teilzeit“ eingesetzt, das im ver-
gangenen Jahr begonnen wurde.
Im Jahr 2022 verdienten Frauen in 
Deutschland pro Stunde im Durch-
schnitt 18 Prozent weniger als Män-
ner. Daraus leitet sich der Equal Pay 
Day am 07. März 2023 ab – dies ist 
das Datum, bis zu dem Frauen in 
einem Jahr quasi ohne Lohn arbei-
ten. In Bayern ist die Gender Pay Gap 
mit 21 Prozent sogar noch etwas 
höher als im Bundesdurchschnitt. 
Die Gründe für diese Lohnlücke sind 
vielfältig. Aber zwei Punkte lassen 
sich klar benennen: Viele der Berufe, 
in denen mehr Frauen* als Männer 
arbeiten, sind auch schlechter ent-
lohnt. 
Frauen* stellen die berufliche Kar-
riere (und damit ihre Aufstiegsmög-
lichkeiten in eine bessere Bezah-
lung) oftmals zurück, weil sie mehr 
Zeit in unbezahlte Care-Arbeit für 
Kinder oder pflegebedürftige Ange-
hörige stecken. „Es geht dabei nicht 

darum, ob man oder frau gerne Zeit 
mit den Kindern verbringt oder sich 
um andere Menschen kümmert,“ so 
Sophia Waldmann, die Kandidatin 
der Erlanger SPD bei den Bezirks-
tagswahlen am 08. Oktober 2023 
„Sondern es geht um finanzielle 
Sicherheit und Eigenständigkeit, 
um Absicherung bei Arbeitslosig-
keit und Krankheit, und später um 
die Rente. Ohne Sorge-, Haushalts- 
und Erziehungsarbeit funktionieren 
weder unsere Gesellschaft noch die 
Wirtschaft. Wer diese Arbeit leistet, 
darf dadurch nicht lebenslang bei 
Einkommen, Karrierechancen und 
Rente zurückstecken“, argumentiert 
Waldmann weiter. 
„Deshalb kämpfen wir im feministi-
schen März für eine Stärkung von Ta-
rifbindung und Gleichbehandlung, 
die Abschaffung des Ehegattensplit-
ting, ausreichende Kinderbetreuung 
und zugleich eine bessere Bezah-
lung und Entlastung von sozialen 
und pflegerischen Berufen. Ein gro-
ßes Ziel, das sich auch auf eine ge-
rechtere Aufteilung von unbezahlter 
Care-Arbeit und Erwerbsarbeit aus-
wirken würde, ist die Verkürzung der 
Vollzeitarbeitszeit, damit alle mehr 
Zeit für Familie und Ehrenamt ha-
ben, ohne dafür auf Einkommen ver-
zichten zu müssen.“



Der Zollhausplatz 

wird Klimaplatz – 

auch für die Anwoh-

ner*innen!

Seit mehreren Jahren laufen um-
fangreiche Planungen für eine Um-
gestaltung des Zollhausplatzes. 
Auch auf Initiative der SPD wurde 
in einer umfangreichen Bürgerbe-
teiligung entschieden, dass der Zoll-
hausplatz zum „Klimaplatz“ werden 
soll, in dessen Mittelpunkt eine um-
fangreiche Entsiegelung und Begrü-
nung steht.
In den letzten Wochen haben sich 
nun noch einmal einige Anwoh-
ner*innen sehr lautstark zu Wort 
gemeldet, die sich trotz der umfang-
reichen Bürgerbeteiligung mit ihren 
spezifischen Interessen nicht ausrei-
chend berücksichtigt fühlen. Dabei 
geht es darum, dass beim Umbau 
des Platzes auch die Bushaltestel-
len barrierefrei umgebaut und Platz 
für eine Haltestelle des späteren 
Ostastes der Stadt-Umland-Bahn 
eingeplant werden sollen. Für die 
Barrierefreiheit ist es unter anderem 
notwendig, den Verlauf der Werner-
von-Siemens-Straße zu begradigen, 
weil Busse und Straßenbahnen bei 
„gekrümmten“ Haltestellen nicht 
so nahe an den Bordstein fahren 
können, dass barrierefreies Ein- und 
Aussteigen möglich ist.
In einem ersten Entwurf, den Kon-
flikt zwischen der Begradigung der 
Fahrbahn und dem Ziel, möglichst 
viel entsiegelte Fläche im Platz zu 
schaffen, zu lösen, haben die Pla-
ner*innen die Fahrbahn so weit wie 
möglich nach außen verlegt – das 
ist der Kritikpunkt der Anwohner*in-
nen, denen die Fahrbahn dann zu 
nahe an ihren Häusern liegt. Von 
den Planer*innen wurde aber auch 
immer deutlich gemacht, dass es 
Variationsmöglichkeiten gibt, bei 
denen die Fahrbahn weiter von den 
Häusern entfernt verliefe. Das geht 
allerdings auf Kosten der Entsiege-
lung und der Platzfläche. Es gilt also, 
einen guten Kompromiss zwischen 
den Interessen der Anwohner*innen 
direkt an der Werner-von-Siemens-
Straße und der Platzgestaltung zu 

finden, wobei berücksichtigt werden 
sollte, dass die Entsiegelung allen 
Anwohner*innen des Platzes nutzt, 
weil gerade der Zollhausplatz eine 
„Hitzeinsel“ ist, die sich im Sommer 
massiv aufheizt. Dieses Aufheizen 
wird durch mehr Grün verhindert. 
Um diesen Kompromiss zu finden, 
wird es selbstverständlich Gesprä-
che zwischen den Anwohner*innen 
und den Planer*innen geben.
Schon lange gelöst ist ein ande-
res medial gespieltes angebliches 
„Aufregerthema“ bei der Platzge-
staltung: die Parkplätze. Schon vor 
langer Zeit hat die Stadt zugesagt, 
dass für die auf dem Platz entfal-
lenden Parkplätze insbesondere die 
Anwohner*innen künftig auf der 
städtischen Fläche neben dem Mu-
seumswinkel parken können. Diese 
wird derzeit nur tagsüber von städ-
tischen Beschäftigten genutzt und 
steht deshalb künftig abends den 
Anwohner*innen zur Verfügung. 
Zwar ist hier mittelfristig eine Be-
bauung geplant, aber auch dann 
wird es dort – wohl in einer Tiefgara-
ge –weiterhin Stellplätze geben.
Wir sind überzeugt, dass der neue 
Zollhausplatz ein Modell für die Kli-
maanpassung in unserer Stadt, für 
Entsiegelung und Begrünung, die 
Beseitigung von „Hitzeinseln“ und 
damit für mehr Lebensqualität in 
der Stadt sein wird. In diesem Sinne 
haben wir damals die Umgestaltung 
angestoßen, und die umfangreiche 
Bürgerbeteiligung hat gezeigt, dass 
diese Entwicklung gewünscht wird. 
Für die nun noch im Raum stehen-
den Probleme lässt sich eine Lösung 
finden.

Kunsthaltestellen 

für Erlangen

Kultur für „Alle“ sowie Kunst im öf-
fentlichen Raum sind uns ein großes 
Anliegen.
Für den Haushalt 2021 beantragten 
wir das erste Mal die „Kunsthalte-
stellen“, die auf unseren Antrag 
nun seit 2022 im Sinne von „Kunst 
im Quartier“ dauerhaft in das Pro-
gramm der Jugendkunstschule 
(JuKS) aufgenommen sind. Von der 

JuKS selbst werden die „Kunsthalte-
stellen“ als Erfolgsmodell bezeich-
net.
Mit ihren unterschiedlichen Aktio-
nen und Kursen bietet die Jugend-
kunstschule in Erlangen seit langem 
vielfältige Anregungen zur künstle-
risch-kreativen Beschäftigung. 
Bei den Kunsthaltestellen besucht 
die Jugendkunstschule geeignete 
Plätze, um dort vor Ort ein kosten-
freies sowie niederschwelliges An-
gebot entstehen zu lassen, wobei 
die verschiedensten Materialien und 
Techniken zum Einsatz kommen. 
Kinder, Jugendliche und Erwachse-
ne, die zufällig oder geplant an den 
Kunsthaltestellen vorbeikommen, 
können zum Mitmachen bewegt 
werden und darüber hinaus ist es 
möglich neue Zielgruppen zu errei-
chen.
Durch die Kunsthaltestellen werden 
die unterschiedlichen Aktivitäten 
und Angebote der JuKS noch mehr 
nach draußen getragen und in die 
verschiedenen Stadtteile gebracht. 
Somit konnten wir Kunst im öffent-
lichen Raum sichtbarer machen, 
die Aktivität sowie die Kreativität 
fördern und den Menschen ermög-
lichen zu entdecken, auf welch viel-
schichtige Art und Weise man sich 
künstlerisch ausdrücken kann.
Gerade in den Zeiten von Corona 
konnten die Angebote im Freien 
wahrgenommen werden, um feh-
lende Räumlichkeiten zu ersetzen 
und somit den pandemiebedingten 
Einschränkungen entgegenzuwir-
ken.
Die Haltestellen sind ein großer Er-
folg und wir freuen uns darauf, dass 
weiterhin neue Orte in den ver-
schiedenen Stadtteilen aufgesucht 
werden und viele Menschen die An-
gebote nutzen, weil sie diese bereits 
kennen oder zum ersten Mal an ei-
ner Kunsthaltestelle anhalten. 
Ein weiteres hervorragendes Pro-
jekt sind die Klimaklassen, welche in 
einem bundesweiten Wettbewerb 
dafür ausgezeichnet wurden, dass 
Kindern und Jugendlichen Teilhabe 
an kultureller Bildung ermöglicht 
wurde.



Parkhaus Großpark-

platz wird abgeris-

sen

Im Januar wurde bekannt, dass das 
Parkhaus auf dem Großparkplatz 
Ende April endgültig geschlossen 
werden muss. 
Dies war lange absehbar, denn schon 
vor Jahren wurde festgestellt, dass 
das Parkhaus nicht mehr wirtschaft-
lich zu sanieren ist. Damals fiel die 
Entscheidung, das Parkhaus noch so 

lange wie möglich zu betreiben und 
dann abzureißen.
Nun ist es so weit: Der TÜV hat fest-
gestellt, dass das Parkhaus nicht 
mehr weiterbetrieben werden kann. 
Seither wird in der Stadt intensiv 
diskutiert, insbesondere auch, weil 
in einiger Berichterstattung der Ein-
druck entstand, das geschlossene 
Parkhaus solle nun jahrelang als 
Bauruine stehen bleiben.
Dem ist nicht so. Ganz im Gegen-
teil: Die Verwaltung arbeitet mit 
Hochdruck am Abriss des Parkhau-
ses. Allerdings ist dieser auch nicht 
ganz einfach umzusetzen, denn wie 
bei vielen Gebäuden aus der Bauzeit 
des Parkhauses wurden auch dort 
Materialen verbaut, die heute als 
Schadstoffe entsorgt werden müs-
sen. Entsprechend aufwändig wird 
sich auch der Abbruch gestalten, 
weil die Materialien getrennt wer-
den müssen.
Wie immer bei öffentlichen Aufträ-
gen muss der Abbruch ausgeschrie-
ben und vergeben werden, anschlie-

ßend der Zeitplan für den Abbruch 
mit den Unternehmen abgestimmt 
werden – auch das nimmt Zeit in 
Anspruch. Deshalb wird es, obwohl 
die Verwaltung intensiv arbeitet, 
wohl bis Ende 2023, Anfang 2024 
dauern, bis der Abriss beginnt.
Bis dahin ist die Stadt in der Pflicht, 
den Zugang zum Parkhaus massiv 
abzuriegeln, denn es ist bekannt, 
dass solche leerstehenden Gebäude 
gerne als „Abenteuer-Partylocation“ 
oder ähnliches genutzt werden. 
Wenn in dem dann nicht mehr si-
cheren Parkhaus aber etwas pas-

sieren würde, wäre die Stadt in der 
Haftung. Dafür ist der vieldiskutier-
te Bauzaun gedacht, der im Übrigen 
auch zur Absicherung der Baustelle 
während des Abrisses gebraucht 
wird.
Nach dem Abriss wird die Fläche 
wieder für das Parken zur Verfügung 
stehen. Dort wird es dann ebenso 
viele Parkplätze geben, wie zuletzt 
im Parkhaus noch zur Verfügung 
standen. Parallel läuft der Planungs-
prozess für die Entwicklung des 
Großparkplatzes zum Quartier „Reg-
nitzstadt“ weiter.

Verbesserungen für 

den Radverkehr in 

Dechsendorf bean-

tragt

Um Pendler*innen, die aus dem Um-
land in die Stadt zum Arbeiten fah-
ren, zu einem Umstieg vom Auto auf 
das Fahrrad zu bewegen, müssen 
attraktive und sichere Angebote für 
den Radverkehr geschaffen werden. 
„Das haben wir als Stadtrat nicht 
nur im Grundsatzbeschluss Zu-
kunftsplan Fahrradstadt festgehal-
ten, sondern das gehen wir als SPD 
auch ganz konkret an. Daher haben 
wir für Dechsendorf gerne die For-
derung des ADFC aufgenommen, 
die Radverbindung Erlangen – Heß-
dorf sicherer und komfortabler zu 
machen“, erläutert der verkehrspoli-
tische Sprecher der SPD-Stadtrats-
fraktion Andreas Richter.
In einem entsprechenden Antrag 
fordern wir als SPD nun Verbesse-
rungen an den Kreuzungen Weisen-
dorfer Straße / Brühl und Weisen-
dorfer Straße / Hemhofener Straße 
für die Sicherheit und die Bequem-
lichkeit der Radler*innen.
Wie in der AG Rad mit Verwaltung 
und ADFC besprochen, sollen auf der 
Rechtsabbiegespur stadtauswärts 
an der Kreuzung Weisendorfer Stra-
ße/Brühl mit Rad-Piktogrammen 
verdeutlicht werden, dass Radfah-
rer*innen geradeaus fahren können. 
Ebenfalls soll die Fußgängerampel 
dort so umgestaltet werden, dass 
auch Fahrradfahrer*innen die Fuß-
gängerfurt nutzen können.
Zudem will die SPD, dass, sofern 
möglich, linksabbiegende Radler*in-
nen die markierte Sperrfläche nut-
zen können.



Von: Martin Prokopek

Wie mit illegalen Drogen umgehen? 
Diese Frage beantwortet jede Ge-
sellschaft anders. Für die Überprü-
fung des eigenen Ansatzes, lohnt 
der Blick in die Ferne.

Bei meinem ersten Prag-Urlaub im 
vergangenen Sommer ist mir neben 
der wahnsinnigen Schönheit des 
historischen Stadtkerns etwas auf-
gefallen: Das Bild der Stadt säumen 
gefühlt 1001 Shops mit Cannabis-
Emblemen in den Schaufenstern. 
Den Anblick hätte ich eigentlich mit 
Amsterdam, nicht aber mit einer 
osteuropäischen Hauptstadt ver-
bunden. Wie ich im Zuge einer kur-
zen Google-Recherche herausgefun-
den hatte, ist der THC-Grenzwert 
der Produkte auf ein niedriges Maß 
beschränkt, sodass dort zum Zwecke 
der Herbeiführung eines Rauschzu-
standes eher der Verkauf anderer 
Legal Highs eine Rolle spielen dürfte. 
Im Zuge meiner Kurzrecherche habe 
ich jedoch herausgefunden, dass 
Tschechien eine komplett andere 
Drogenpolitik fährt als Deutschland. 
In der Konsequenz war ich neugie-
rig, mir einmal näher anzuschauen, 
wie die Welt auf das Thema illega-
le Drogen blickt. Die Einblicke hier-
aus mündeten in einen Vortrag am 
21.02., der sich an den von Melina 
Arnold zur deutschen Perspektive 
anschloss. Dieser Beitrag stellt eine 
Verschriftlichung hiervon dar.

Null Toleranz bei 

harten Drogen: 

Polen und Schweden

Für einen Einblick in strikte Syste-
me lässt sich etwa auf Polen und 

Prävention & Suchthilfe: 

ein internationaler 

Vergleich

Schweden verweisen. Beide Län-
der fahren einen Kurs, der Konsum, 
Besitz, Anbau und Verkauf mit z.T. 
hohen Strafen versieht. Während 
sich der Strafrahmen im Regel-
fall zwischen einer Geldstrafe und 
drei Jahren Haft bewegt, können 
in Schweden besonders schwere 
Gesetzesverstöße mit bis zu zehn 
Jahren Haft sanktioniert werden. 
Das polnische Strafrecht wiederum 
sieht für Drogenhandel gar bis zu 
12 Jahre Freiheitsstrafe vor. In bei-
den Ländern gibt es darüber hinaus 
einen Grundstock an auf Prävention 
ausgerichtete Angebote, wobei hin-
sichtlich Schweden die Kritik geäu-
ßert wird, dass nur wenige betreute 
Fixräume, Spritzen-Austauschpro-
gramme und Begleitungsangebote 
existieren. Paradoxerweise ist es in 
Polen verhältnismäßig leicht, me-
dizinisches Cannabis verschrieben 
zu bekommen. So wurden 2022 im 
Durchschnitt 7000 Rezepte ausge-
stellt, wobei allein im Oktober des-
selben Jahres 12.568-mal Cannabis 
verschrieben worden ist. Dies sei 
laut Andrzej Dolecki, Vorsitzender 
des Vereins „Freies Cannabis“, nicht 
auf eine besonders liberale Haltung 
des polnischen Gesetzgebers zu-
rückzuführen, sondern viel mehr auf 
dessen Dilettantismus.

Die Bilanzen fallen recht unter-
schiedlich aus: Während eine Ab-
wasseranalyse des European Mo-

nitoring Centre for drugs and drug 
addiction für Krakau ergab, dass der 
Konsum aller getesteten illegaler 
Drogen über die Jahre zugenommen 
hat, ist in Stockholm hinsichtlich 
Kokain, Amphetamin und Meth ein 
starker Rückgang zu verzeichnen. 
Schattenseite des schwedischen 
Modells ist jedoch die hohe Zahl an 
drogenbezogenen Todesfällen. So 
starben 2016 pro 1 Mio. Einwohner 
80 Menschen an den Folgen von 
Drogenkonsum, was dem vier- bis 
fünffachen des EU-Durchschnitts 
entspricht. Grund hierfür ist, dass 
Betroffene den Gang zu den Ge-
sundheitsinstitutionen aus Angst 
vor Kontakt mit dem Gesetz meiden. 

Liberale Drogenpoli-

tik: Tschechien, 

Portugal und 

Niederlande

Ganz anders wiederum läuft es in 
Tschechien. Dort existieren hin-
sichtlich illegaler Drogen großzü-
gige Grenzwerte, innerhalb derer 
Gesetzesverstöße als Ordnungswid-
rigkeiten betrachtet werden. So 
droht etwa auf den Besitz von bis 
zu 15g Marihuana oder 1,5g Heroin 
lediglich ein Bußgeld in Höhe von 
umgerechnet 632,65€, wobei kein 
Namenseintrag in das Strafregister 
erfolgt. Alles jenseits dieser Grenz-
werte sowie der Verkauf stellen 
hingegen eine Straftat dar und wer-
den mit bis zu zwei Jahren Haft ge-
ahndet. Ähnlich geht es in Portugal 
zu. Auch hier existieren bereits seit 
2001 Grenzwerte wie 25g Marihua-
na oder 1g Heroin. Wird man mit ei-
ner hierunter fallenden Menge einer 
illegalen Substanz erwischt, wird 
einem jedoch zunächst ein Bußgeld 
angedroht. Erst bei erneutem Kon-
takt mit der Polizei wird das Bußgeld 
dem Betroffenen tatsächlich auf-
erlegt. Ein Überschreiten der Grenz-
werte wird wiederum als Dealen an-
gesehen und mit bis zu fünf Jahren 
Freiheitsstrafe sanktioniert. 

Die Niederlande haben wiederum 
eine ganz eigene Herangehensweise 



entwickelt: Hier sind Besitz und Pro-
duktion von sowie der Handel mit il-
legalen Drogen eine Straftat. Jedoch 
wird der Verkauf weicher Drogen, 
worunter u.a. Cannabis, aber auch 
andere Substanzen wie Liquid Ecsta-
sy fallen, in den berühmten Coffee-
Shops geduldet, sofern diese gewis-
se Regeln einhalten und nicht mehr 
als 5g pro Person abgeben. Auch der 
Besitz von bis zu fünf Marihuana-
Pflanzen ist geduldet. Die Achilles-
ferse des Systems ist jedoch der Um-
stand, dass sich die Duldung nicht 
auf den Einkauf erstreckt. Die Folge 
ist ein blühender Beschaffungs-
schwarzmarkt. Bei Besitz von mehr 
als 30g weicher Drogen winken bis 
zu zwei Jahre Haft, bei harten Dro-
gen sogar bis zu vier Jahre.

In allen drei Ländern gibt es ver-
schieden ausgestaltete Präventions-
programme. Tschechien verlässt sich 
überwiegend auf nicht-staatliche, 
jedoch weit verbreitete Angebote, 
während in Portugal, zusätzlich zu 
anderen Maßnahmen, staatliche 
Kommissionen, die aus Jurist*innen, 
Sozialarbeiter*innen und Psycho-
log*innen gebildet sind, Betroffe-
ne im Rahmen eines Therapie- und 
Beratungsangebots zur Reflektion 
ihres Konsums anhalten. Die Nieder-
lande setzen wiederum auf das klas-
sische Portfolio von Aufklärung an 
Schulen über Therapieangebote bis 
hin zu Konsumräume und Metha-
donprogramme.

Die Erfolgsbilanz dieser drei Länder 
fällt gemischt aus: Zwar ist in Tsche-
chien der Drogenkonsum bei Teen-
agern laut Medienberichten deut-
lich zurückgegangen. Gleichzeitig 
ergibt die Abwasseruntersuchung in 
Prag jedoch, dass der Konsum aller 
getesteten illegalen Substanzen von 
2013 bis 2019 extrem angestiegen 
ist. Bei der Messung 2021 war aber 
immerhin ein Rückgang bei Kokain 
und MDMA zu verzeichnen. In Por-
tugal liegt die Anzahl an Drogenab-
hängigen wiederum deutlich unter 
dem europäischen Durchschnitt. 
Auch die Zahl an Neukonsument*in-
nen ist rückläufig. Dies schlägt sich 
etwa darin nieder, dass Portugal 
die europaweit niedrigste Rate an 
Gefängnisinsass*innen mit Dro-

generfahrung hat (zum Vergleich: 
Deutschland führt das andere Ende 
des Spektrums an). In der Abwas-
seranalyse von Porto schlägt sich 
das nur bedingt wieder. Zwar sind 
MDMA und Meth kaum noch vor-
handen bzw. gesunken, dafür sind 
bis 2020 Kokain und Cannabis teil-
weise stark gestiegen. Beide Subs-
tanzen sind seitdem aber wieder 
am Absinken. Die niederländische 
Drogenpolitik resultierte hingegen 
in einem Anstieg von Meth sowie 
in einem Rückgang von MDMA und 
(man mag es kaum glauben) fast 
einer Halbierung des Cannabis-Kon-
sums. Laut eines Gutachtens des 
Wissenschaftlichen Dienstes des 
Bundestages von 2019 liegt letzterer 
unterhalb des Niveaus der meisten 
Länder Westeuropas und der USA.

Cannabis-Exkurs 

Kanada: Echte Legali-

sierung

In Europa mag hier und da von einer 
Entkriminalisierung die Rede sein. 
In Kanada jedoch ist zumindest in 
Bezug auf Cannabis eine komplette 
Legalisierung erfolgt. So können Er-
wachsene bis zu 30g Cannabis be-
sitzen und dieses an autorisierten 
Orten konsumieren. Auch der Anbau 
von max. vier Pflanzen Pro Haushalt 
und die Abgabe an andere Erwach-
sene ist gestattet. Verkauf und der 
Erwerb bleiben jedoch lizensierten 
Verkaufsstellen vorbehalten. Ju-
gendliche ab 12 Jahren dürfen be-
reits bis zu 5g Cannabis besitzen 
und an andere Jugendliche abge-
ben, wobei die einzelnen Provinzen 
hierzu Einschränkungen erlassen 
dürfen. Begleitet wird das Ganze 
seit Beginn der Legalisierung 2018 
von einem Quartals-Monitorring zur 
Erfassung der sozialökonomischen 
Auswirkungen sowie von verschie-
denen Aufklärungskampagnen in 
unterschiedlichen Medien.

Die Ergebnisse sind vielfältig: Die 
Aufklärungskampagnen verfingen 
und steigerten die Risikobewertung 
von Cannabis, welche auch in geän-
dertem Konsumverhalten münde-

ten. Gleichzeitig blieb der Umstieg 
auf legales Cannabis zunächst weit 
hinter den Erwartungen zurück, da 
eine zu geringe Zahl an Verkaufsstel-
len und höhere Preise als auf dem 
Schwarzmarkt nicht genug Anreize 
zum Wechsel schafften. Folglich ist 
es nicht die Legalität, die in der Breite 
den Ausschlag für die Kaufentschei-
dung darstellt, sondern die Trias aus 
Preis, Versorgungssicherheit und 
Qualität. Tatsächlich ist die Zahl der 
Erstkonsument*innen von 22% kurz 
vor Legalisierung im Jahr 2018 auf 
25% in 2021 gestiegen, wobei auch 
das Durchschnittsalter bei Erstkon-
sum von 18,9 Jahren in 2018 auf 
20,4 Jahre in 2021 gestiegen ist. Der 
Bevölkerungsanteil, der (fast) täglich 
konsumiert, beträgt hingegen seit 
2018 unverändert 6,3%, was bedeu-
tet, dass die gestiegene Zahl an Erst-
konsument*innen v.a. reinen Pro-
bierkonsum darstellt. Der Konsum 
von Schüler*innen ist im Jahr nach 
der Legalisierung laut mehreren Stu-
dien nicht stärker oder weniger stark 
gestiegen als in den jeweils gewähl-
ten Vergleichsländern. 

Ein trauriger Nebeneffekt ist jedoch 
in der Provinz Ontario zu beob-
achten: Laut einer Studie zu Not-
aufnahmebesuchen hat sich die 
Einlieferung von Kindern wegen 
Vergiftungen seit der Legalisierung 
verneunfacht. Fast 10% der Einliefe-
rungen von Kindern unter 10 Jahren 
war auf die Vergiftung mit Cannabis 
zurückzuführen. Dies ist in erster 
Linie seit der Legalisierung von Ess-
waren, sog. Edibles zu beobachten 
gewesen, also etwa Cannabis-Scho-
kolade oder -Cookies. Die Legalisie-
rungsentscheidung hiervon, welche 
erst nachträglich erfolgte, scheint 
letztlich nicht auf den Präventions-
gedanken zurückführbar zu sein, 
sondern auf die zuvor erwähnte 
nicht erfüllte Markterwartung nach 
der Legalisierung 2018, was mehr 
als fragwürdig anmutet. Nichtsdes-
totrotz wurde durch die Einführung 
von Edibles, Cannabis-Extrakten und 
Cannabis-Topicals (= Produkte, die 
auf die Haut aufgetragen werden) 
der Schwarzmarkt weiter zurückge-
drängt, was in die Bewertung mit-
einzufließen hat.



Mein Fazit: Keine ein-

fache Angelegenheit

Ursprünglich erhoffte ich mir durch 
die Recherche eine klare Antwort auf 
die Frage, wie eine gelungene Dro-
genpolitik auszusehen hat. Durch 
den Vergleich der verschiedenen 
Länder bin ich jedoch zu der Erkennt-
nis gekommen, dass es mehrere 
nachvollziehbare Wege gibt. So geht 
in der Summe eine strikte schwedi-
sche Politik ebenso auf wie eine libe-
rale portugiesische oder kanadische 
Drogenpolitik. Dass erstere jedoch 

darin mündet, dass Betroffene sich 
nicht mehr trauen, Hilfe in Anspruch 
zu nehmen, ist ein Nebeneffekt, den 
ich genauso wenig akzeptabel finde 
wie die hohe Gefahr, die von Edibles 
für Kinder ausgeht. Persönlich ha-
ben mich jedoch die Legalisierung 
2018 in Kanada sowie die Entkri-
minalisierung, wie sie in Portugal 
stattfindet, am meisten überzeugt. 
Eine Kombination hieraus könnte 
ein System darstellen, das Konsu-
mierende weder kriminalisiert noch 
in einem Mehrkonsum mündet und 
so zusammen mit entsprechenden 
Begleitangeboten einen höchst-

möglichen gesundheitlichen Stan-
dard schafft. Nicht auszuschließen 
ist dabei, dass zu einem späteren 
Zeitpunkt Überlegungen zu einer Le-
galisierung weiterer Drogen neben 
Cannabis angestellt werden, wie das 
z.B. in Portugal von manchen Seiten 
vertreten zu werden scheint. Bezo-
gen auf den hiesigen, doch eher re-
striktiven Umgang mit Drogen ist so 
eine Diskussion jedoch m.E. auf ab-
sehbare Zeit ein reines Theoretikum 
ohne mir bekannte Evidenz in Form 
von Ländern, die bereits derartig 
praktizieren und ohne Aussicht auf 
Akzeptanz in der Bevölkerung.

Von: Melina Arnold

In Deutschland gibt es aktuell ca. 
4,5 Millionen Menschen, die an 
einer Substanzkonsumstörung er-
krankt sind, die 5,6 Millionen Ni-
kotinabhängige dabei ausgenom-
men. Dementsprechend investiert 
Deutschland auch in Prävention 
und Behandlungsmaßnahmen. Das 
deutsche System basiert hierbei auf 
vier Bausteinen: Prävention, Bera-
tung, Behandlung und Ausstiegshil-
fe, Maßnahmen zur Schadensredu-
zierung und Repression. Erfolgreiche 
Prävention sollte hierbei anhand 
von Erkenntnissen aus Epidemio-
logie und Ätiologie erstellt werden. 
Zwei Beispiele für gute Präventions-
projekte sind die Weiterentwicklung 
des Projekts keine Macht den Dro-
gen und das 100 Schätzeprojekt. 

Beide Projekte basieren auf einem 
multifaktoriellen Ansatz. Beim 1000 
Schätzeprojekt geht es darum bei 
Kindern und Eltern aus der ersten 
und zweiten Klasse ein Bewusstsein 
für Probleme der Kinder zu schaf-
fen, die Zusammenarbeit zwischen 
Schule und Eltern aufzubauen so-
wie die Ressourcen der Kinder und 
die Erziehungskompetenzen der El-
tern zu stärken. Durch diesen Ansatz 
soll den Kindern und ihren Eltern ein 
adäquater Umgang mit möglichen 
Problem ermöglicht und der Kon-
sum von Substanzen als fehlgeleite-
te Bewältigungsstrategie im späte-
ren Leben vermieden werden.

Neben der Prävention stellt auch 
die adäquate Behandlung Erkrank-
ter einen wichtigen Baustein in der 
Drogenpolitik dar. In Deutschland 
besteht diese aus einer kurzen Inter-

Die aktuelle Diskussion um die Legalisierung von Cannabis

bewegt viele Gemüter. 

Doch was passiert in Deutschland  eigentlich sonst noch in Punkto 

DrogenPolitik?

vention, einem Entzug oder einer 
qualifizierten Entzugsbehandlung 
sowie einer Postaktubehandlung 
die Medikation, Reha und ein mul-
tiprofessioneller Behandlung durch 
qualifizierte Fachkräfte. Dieses Sys-
tem ist theoretisch zwar gut, jedoch 
gibt es einige Probleme: So wird zu 
wenig in Präventionen Forschung zu 
neuen Behandlungsansätze inves-
tiert, privaten Krankenkassen schlie-
ßen Leistungen für PatientInnen mit 
einer Suchterkrankung außerhalb 
der Akutversorgung komplett aus 
und es gibt zu wenig Weiterbildun-
gen für behandelnde Fachkräfte. 
Zusammenfassend lässt sich fest-
stellen, das Deutschland zwar ein 
an sich gut funktionierendes System 
hat es jedoch noch einige Baustellen 
gibt die wir als Sozialdemokrat*in-
nen angehen müssen.



Von: Peter Schmidt, Jasmin Schu-
bert, Andreas Dorn und David 
Kaufmann

Am 14. März 2023 waren Jasmin 
Schubert, Paul Spalek und Andreas 
Dorn zu Gast bei einer Veranstal-
tung in der Blauen Traube, die die 
beiden Distrikte Ost und Innenstadt 
gemeinsam organisiert haben. In 
einem anschaulich vorgebrach-
ten Vortrag trugen die 3 Gäste ihre 
umfangreichen Erfah-rungen und 
das sehr durchdachte Konzept für 
nachhaltiges Shopping vor, welches 
bereits bei den zahlreichen Ideen-
sammlungen in Zusammenhang 
mit dem Klimaaufbruch in Erlangen 
eingebracht worden war.
 
Die lange geplante Veranstaltung 
fand zufällig einen Tag nachdem 
bekannt wurde statt, dass das Kauf-
hauskonzept „Galeria Kaufhof“ auch 
in Erlangen vor dem Aus Ende Juni 
2023 steht. Der Stand-ort in Erlan-
gen konnte durch Nachverhandlun-
gen dann doch erhalten werden.
Vorbilder für das, was auch in Erlan-
gen realisiert werden könnte, gibt 
es in der Partnerstadt Eskil-stuna 
(ReTuna) sowie in Berlin (NochMall) 
oder in Hamburg.
Grundidee des Konzeptes, sagt Jas-
min Schubert, ist es, einen bürger-
nahen Platz für vielfältige Ansätze 
aus dem Spektrum der Circular Eco-
nomy zu schaffen, die sich zu einem 
niederschwelligen und attrakti-ven 
Angebot an einem gemeinsamen 

Ort zusammenfinden. Es werden 
Problemlösungen aus einer Hand 
angeboten, sowie daraus resultie-
rende Konsumangebote.

Andreas Dorn ergänzte den Vortrag 
von Jasmin Schubert mit einer bild-
haften Beschreibung der Kauf-Bar 
in Erlangen: Wer gerne in Erlangen 
shoppen geht, flaniert vielleicht die 
Fußgängerzone entlang und betritt 
beispielsweise die Arcaden. In der 
Nähe besucht sie oder er auch die 
KaufBar, ein neuartiges Warenhaus 
mit vielfältigen Angeboten. 

Anders als in einem Sozialkaufhaus 
oder auf einem Flohmarkt erwartet 
die Konsument:innen in der KaufBar 
ein Einkaufserlebnis wie in einem 
modernen Kaufhaus. Verschiedene 
Warensortimente werden attraktiv 
präsentiert, hierfür sind Profis aus 

der Einzelhandels-Branche zustän-
dig. So stehen beispiels-weise nicht 
mehrere Sofas in einer Reihe neben-
einander, sondern Kund:innen fin-
den ein durchgestyltes Wohnzim-
mer. Mit weiteren Möbeln, Lampen, 
Regalen und Wohnaccessoires wird 
ein stimmiges Ambi-ente geschaf-
fen, so wie man es u.a. von IKEA 
kennt.

Kunden erwarten eine gewisse Sorti-
mentsbreite, deswegen ist Zukaufs-
ware von geeigneten Herstellern 
vorstellbar, um die gebrauchte Ware 
und Upcycling-Artikel zu ergänzen. 

Bestimmte Sortimente, wie Second 
Hand Mode kann durch bereits etab-
lierte und erfahrene Händler auf zur 
Verfügung gestellten Verkaufsflä-
chen innerhalb der KaufBar attraktiv 
angeboten werden.

Kaufbar – ein Warenhaus mit Teilhabemöglichkeit an der

Kreislaufwirtschaft

Abbildung 2: Anschauliche Graphiken machten es den Anwesenden leicht, Jasmin 
Schubert zu folgen



Ein Cafe lädt zum Verweilen und 
Entspannen ein – das wäre denkbar. 

Einkaufserlebnis PLUS: Eine eige-
ne Ausstellungsfläche ist reserviert 
für Umweltbildung und die Prä-
senta-tion von Innovationskonzep-
ten regionaler und überregionaler 
Unternehmen, Organisationen und 
Insti-tutionen. Unterschiedliche 
Aussteller sollen für Abwechslung 
sorgen.

Förderung von Kreislaufwirtschaft 
und Upcyclingangebote sind aus 
Sicht von Peter Schmidt für vie-le 
Themenbereiche in der Abfallwirt-
schaft denkbar, sei es der große Be-
reich Kleidung oder Elektro-geräte. 
Entscheidend ist, dass der Bedarf 
der Abgabe von Gegenständen und 
die nachfolgende Behandlung für 
den Besitzer niederschwellig und at-
traktiv ist während gleichzeitig eine 
realistische Bewertung und weitere 
Behandlung der jeweiligen Güter 
sichergestellt werden muss. Hier 
gibt es bereits vielfältige Erfahrun-
gen über das Projekt „von privat für 
privat“ am Wertstoffhof Umlade-
sta-tion. Die Menschen, die sich seit 
mehreren Jahren hier engagieren, 
müssen bei der Planung unbe-dingt 
gehört und inhaltlich mitgenom-
men werden. Ein neuer Standort für 
die Behandlung von Elektrogeräten 
ist zu finden.
 

Wer Visionen hat, soll zum Arzt ge-
hen (Helmut Schmidt) – oder in Er-
langen an der Realisierung des Um-
baus der Wirtschaft hin zu mehr 
Kreislauf und Nachhaltigkeit mit-
arbeiten. Das geht nach Über-zeu-
gung der Autoren dieses Textes nur 
dann erfolgreich, wenn die Stadtver-
waltung die Verant-wortung trägt 
und damit sichergestellt ist, dass 
das Gemeinwohl im Zentrum steht. 
Dabei sollten die verantwortlichen 
Entscheidungsträger die Denksche-
mata verlassen, die nur in Planstel-
len mit fest umrissenen Stellen-
beschreibungen zu arbeiten in der 
Lage sind. Es ist zwar ein Gerüst an 
Mit-arbeitern notwendig, bei denen 
dann auch die inhaltliche Verant-
wortung liegt. Beispiele sind eine 
Projektplanerin/ein Projektplaner 
oder am Beispiel Umgang mit Elek-
trogeräten ein Elektromeister. Um 
diese zentralen Elemente herum 
sollte jedoch von vorneherein ge-
nügend Spielraum mitge-dacht wer-
den, der Personen mit unterschied-
lichen beruflichen und persönlichen 
Hintergründen ein Angebot macht, 
sich einzubringen. Das kann in Form 
von projektbezogener Mitarbeit auf 
frei-beruflicher Basis sein oder auch 
ein ehrenamtliches Engagement ge-
trieben von dem Bedürfnis, sich an 
sinnvollen zukunftsorientierten Pro-
jekten zu beteiligen.

Auch all die bereits existierenden 
Ansätze in Erlangen in Form von Lä-
den, Dienstleistern oder Angebote 

in öffentlicher Trägerschaft wie der 
Wertstoffhof Umladestation, das 
vorhandene Sozial-kaufhaus, der Ei-
genbetrieb für Abfallwirtschaft oder 
der der Zweckverband Abfallwirt-
schaft müs-sen sich in dem Gesamt-
konzept wiederfinden können.

Dreh- und Angelpunkt ist ein ge-
eigneter Ort, der ausreichend Platz 
bietet für die zahlreichen Ange-bote 
und mit allen denkbaren Verkehrs-
mitteln gut erreichbar ist. Wenn 
es in der Kommunalpolitik einen 
ernsthaften Willen gibt, ein Waren-
haus mit Teilhabemöglichkeit an der 
Kreislaufwirtschaft zu realisieren, 
wäre der nächste Schritt die ernst-
hafte Suche nach einem geeigneten 
Ort innerhalb des Stadtgebietes. Da-
für muss zeitnah eine Projektgrup-
pe gebildet werden, bei der alle zur 
Mitarbeit eingeladen sind, die etwas 
einzubringen haben. Hierfür wird 
es nötig sein zuallererst eine koor-
di-nierende Stelle zu benennen mit 
dem Auftrag ebendiese Projektgrup-
pe zu bilden, eine entspre-chende 
Örtlichkeit ausfindig zu machen und 
ein tragfähiges Detailkonzept zu er-
stellen, welches die oben genannten 
Faktoren sowie wirtschaftliche Ge-
sichtspunkte mit einbezieht.  

Die anwesenden Genossinnen und 
Genossen jedenfalls waren nach 2 
inhaltlich reich gefüllten Stunden 
überzeugt, dass eine Kaufbar einen 
sinnvollen Platz in Erlangen finden 
und der Stadtgesellschaft guttun 

Abbildung 3: die R-Strategien in der Kreislaufwirtschaft



würde.

Gerade die hohe Inflation zwingt 
nicht nur die finanziell schlechter ge-
stellten Menschen zu be-wusstem 
Konsum, sondern hat inzwischen 
breite Schichten der Stadtgesell-
schaft erreicht. Auch diese Entwick-
lung begünstig einen Bruch mit der 

bisherigen Wegwerfgesellschaft hin 
zu einer Kreislaufwirtschaft, die Ge-
brauchsgegenstände repariert statt 
sie gleich wegzuwerfen. Alle Erfah-
rungen zeigen, dass ein gutes Ange-
bot dann auch angenommen wird, 
wenn es durchdacht und problem-
lösend daherkommt. Nicht die gute 
Absicht zählt, sondern das gute Er-

gebnis.

Vor einem guten Ergebnis muss aber 
ein ernsthafter politischer Wille ste-
hen, dafür die Vorausset-zungen zu 
schaffen. Hierzu sind alle eingela-
den, die in Erlangen politische Ver-
antwortung tragen.

Von: Institut für Weltanschau-
ungsrecht 24. Jan 2018
zur Veröffentlichung im Monats-
spiegel Eingesandt von Stefan 
Barth

Im Jahr 2019 steht das unrühmliche 
100-jährige Jubiläum der Missach-
tung des Verfassungsauftrags zur 
Ablösung der Staatsleistungen an 
– wenn der neu gewählte Bundes-
tag und die 14 betroffenen Länder 
nicht geeignete Schritte in die Wege 
leiten. 
Die Weimarer Reichsverfassung 
(WRV) von 1919 und das Grund-
gesetz (GG) von 1949 verlangen 
ein Rahmengesetz zur Ablösung 
der historisch bedingten, direkten 
Staatsleistungen der Länder an die 
Kirchen.
Das Institut für Weltanschauungs-
recht (ifw) hat die Positionen der 
Parteien ausgewertet und stellt 
fest: erstmals in der Geschichte der 
Bundesrepublik gibt es bei Bund und 
Ländern deutliche parlamentarische 
Mehrheiten für die Ablösung der 
Staatsleistungen bei allen Parteien 
außer der CDU/CSU. Den Gesetz-
gebern bei Bund und Ländern wird 
eine rechtspolitische Ablöse-Ini-
tiative mit einem Vorgehen in drei 

STAATSLEISTUNGEN AN DIE KIRCHEN 

BIS 2019 ABZULÖSEn

Schritten empfohlen:
1. Fakten zusammentragen und 
Transparenz schaffen: Die erforder-
lichen Informationen in den 14 Län-
dern zu den Staatsleistungen (z.B. 
Rechtsgrund, bisherige Zahlungen) 
sammeln.
2. Rechtsrahmen setzen durch 
Grundsätzegesetz: Die Ablösungs-
grundsätze in einem Bundesgesetz 
festschreiben.
3. Ablösegesetze der Bundesländer: 
Ablösungsgrundsätze landesrecht-
lich ausfüllen und umsetzen.

Die Details der drei Schritte sind im 
Haupttext genannt. Die Parteiposi-
tionen hat Johann-Albrecht Haupt 
(ifw-Beirat) ausgewertet. Weitere 
Bewertungen stammen von Ingrid 
Matthäus-Maier (ifw-Beirat), Ger-
hard Czermak (ifw-Direktorium), 
Jacqueline Neumann (ifw-Direkt-
orium) und Carsten Frerk (Informa-
tionsportal Staatsleistungen).

Rechtsnorm
Staatsleistungen und die vermö-
gensrechtliche Stellung der Religi-
onsgesellschaften sind in Artikel 138 
WRV/Artikel 140 GG geregelt. Die 
Bestimmung hat folgenden Wort-

laut (hier kommt es nur auf Absatz 
1 an):
Abs. 1 Die auf Gesetz, Vertrag oder 
auf besonderen Rechtstiteln beru-
henden Staatsleistungen an die Re-
ligionsgesellschaften werden durch 
die Landesgesetzgebung abgelöst. 
Hierfür stellt die Grundsätze das 
Reich auf.
Abs. 2 Das Eigentum und andere 
Rechte der Religionsgesellschaften 
und religiösen Vereine an ihren für 
Kultus-, Unterrichts- und Wohltätig-
keitszwecke bestimmten Anstalten, 
Stiftungen und sonstigen Vermögen 
werden gewährleistet.

Demnach hat der Bundestag mit 
der Verabschiedung eines Grund-
sätzegesetzes die Erfüllung des Ver-
fassungsauftrags zur Ablösung der 
Staatsleistung einzuleiten. Dieser 
Rahmen muss die betroffenen 14 
Bundesländer veranlassen, im Wege 
der Landesgesetzgebung die Staats-
leistungen abzulösen und damit die 
Zahlungen an die Kirchen zu been-
den.

Sachverhalt
Vor knapp 100 Jahren wurde mit 
dem Ende des Kaiserreiches im Zuge 



der Trennung von Staat und Kir-
che im Jahr 1919 in der Weimarer 
Reichsverfassung in Artikel 138 das 
Reich auf die Regelung der Grund-
sätze zur Ablösung der auf damals 
bestehenden Rechtstiteln beruhen-
den Staatsleistungen verpflichtet. 
Hierzu wäre ein Rahmengesetz
zur Ablösung der historisch beding-
ten, direkten Staatsleistungen der 
Länder an die beiden großen Kirchen 
erforderlich gewesen. Dieser Ver-
fassungsauftrag wurde nicht umge-
setzt.
Vor knapp 70 Jahren wurde der Ar-
tikel 138 WRV im Jahr 1949 dann 
durch Artikel 140 GG in das Grund-
gesetz inkorporiert. Der Verfas-
sungsauftrag wurde weiterhin und 
bis heute nicht umgesetzt.
Dieses anhaltende Unterlassen des 
Bundesgesetzgebers ist nicht ver-
fassungskonform.
Die deutschen Länder – mit Ausnah-
me der Hansestädte Bremen und 
Hamburg – zahlen an die beiden 
großen Kirchen seit 1919 jährlich 
stetig wachsende Beträge. Über den 
Umfang der Staatsleistungen seit In-
krafttreten der Weimarer Reichsver-
fassung liegen belastbare Daten erst 
für die Zeit nach 1945 vor, und auch 
das nur für die positiven Staatsleis-
tungen, nicht für die nur schwer be-
zifferbaren Steuer- und sonstigen 
Abgabenbefreiungen und -erleich-
terungen, die als negative Staatsleis-
tungen bezeichnet werden.
Im Jahre 2017 beträgt der Gesamt-
betrag der Länderzahlungen an die 
Kirchen 524 Millionen Euro, bei gro-
ßen Unterschieden zwischen den 
Bundesländern. Seit Bestehen der 
Bundesrepublik sind bereits 17,3 
Milliarden Euro Staatsleistungen an 
die Kirchen geflossen. Dazu kom-
men die von der DDR von 1949 bis 
1989 gezahlten 629 Millionen Mark 
(Umrechnung in Euro nicht mög-
lich).
Für den Zeitraum von 1949 bis heute 
sind von der Humanistischen Union 
die Zahlen aus den Haushaltsplänen 
der Länder zusammengetragen und 
publiziert worden, nachdem sich 
zuvor die Regierungen des Bundes 
und der Länder sowie die Kirchen 
unisono geweigert oder für außer-
stande erklärt hatten, die Zahlen zu 
ermitteln und zu übermitteln. Die 

Aufschlüsselung der gegenwärtigen 
Zahlungen (2017) von Staatsleis-
tungen von Baden-Württemberg bis 
Schleswig-Holstein an die evangeli-
sche und die katholische Kirche ist 
auf dem Informationsportal Staats-
leistungen in einer tabellarischen 
Übersicht abrufbar.

Mehrheit der Parteien für die Ablö-
sung der Staatsleistungen seit der 
Bundestagswahl 2017
Heute sprechen sich, bis auf die 
CDU/CSU, alle im Bundestag vertre-
tenen Parteien für die Erfüllung des 
Verfassungsauftrags zur Ablösung 
der Staatsleistungen aus. Damit gibt 
es erstmals in der Geschichte der 
Bundesrepublik in dieser Frage eine 
deutliche 
parlamentarisch-demokratische 
Mehrheit, welche auch in der Pra-
xis des Parlaments zur Geltung ge-
bracht werden kann.
Hierzu die ehemalige Bundestags-
abgeordnete und finanzpolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfrak-
tion Ingrid Matthäus-Maier (ifw):
„Offenbar aus Angst vor einem Kon-
flikt mit den finanziellen Interessen 
der Kirchen haben es die Parteien 
seit Bestehen der Bundesrepublik 
vermieden, den klaren Verfassungs-
befehl zur Ablösung der Staatsleis-
tungen umzusetzen, ja sie wollen 
nicht einmal öffentlich und verbind-
lich darüber reden. Alle Parteien 
sind aber heutzutage soweit, dass 
sie ihre Pro- und Kontra-Positionen 
formuliert haben. Der Steuerzah-
ler sollte jetzt konkrete Schritte der 
Fraktionen von SPD, AfD, FDP, Linke 
und Grünen erwarten dürfen, dass 
die parlamentarische Mehrheit ihre 
Position zur Ablösung der Staatsleis-
tungen in die Tat umsetzt.“

Der Blick auf die Interessen des Steu-
erzahlers zeigt: Die Staatsleistungen 
werden aus dem allgemeinen Steu-
eraufkommen bestritten. Damit 
werden sie auch von 45 Prozent der 
Bevölkerung getragen, die den bei-
den christlichen Kirchen nicht ange-
hören (siehe
aktuelle Daten der Forschungsgrup-
pe Weltanschauungen in Deutsch-
land – fowid). Dabei läuft die 
Frontlinie nicht zwischen Kirchen-
mitgliedern und Nicht-Kirchenmit-

gliedern. Denn auch maßgebliche 
Vertreter der katholischen Kirche 
wie Kardinal Reinhard Marx, der-
zeitiger Vorsitzender der Deutschen 
Bischofskonferenz, und der evange-
lischen Kirche wie Bischof Heinrich 
Bedford-Strohm, derzeitiger Ratsvor-
sitzender der EKD, haben schon vor 
Jahren ihre Bereitschaft zu Ablöse-
Gesprächen erklärt. Diese Aussagen 
können von den verantwortlichen 
Politikern beim Wort genommen 
werden.
Um die Bereitschaft zum Handeln in 
den Regierungen und Parlamenten 
von Bund und Ländern abzuschre-
cken, werden von den Verteidigern 
der Staatsleistungen gewaltige 
Summen einer Ablösungsentschä-
digung in den Raum gestellt. So kur-
siert das 20- oder gar 40-fache der 
jährlichen laufenden Zahlungen, die 
von den Länderhaushalten nicht zu 
bewältigen seien.
Woher diese Zahlen kommen, bleibt 
im Dunkeln. Insgesamt sind sämtli-
che Behauptungen zur Berechnung 
dieser enormen Entschädigungs-
höhe aus der Luft gegriffen. Sie be-
rücksichtigen zudem nicht, dass die 
Staatsleistungen, obwohl die Ver-
fassung seit knapp 100 Jahren die 
Ablösung verlangt, seit Jahrzehnten 
ohne Sachgrund bezahlt werden. 
Auch Kardinal Marx und Bischof 
Bedford-Strohm haben in dieser Fra-
ge bislang keine Aufklärung geschaf-
fen. Allein seit dem Inkrafttreten des 
Grundgesetzes sind den Kirchen 
17,3 Milliarden Euro zugeflossen; 
und mit jedem Jahr der Nichtablö-
sung wird es mehr. Die Überlegung, 
dass die erfolgten Zahlungen bereits 
überreichlich die etwa erforderliche 
Ablösungsentschädigung darstel-
len, liegt nahe. Dass diese Über-
legung seitens der begünstigten 
kirchlichen Transferempfänger und 
ihrer politischen Vertreter zurück-
gewiesen wird, verwundert nicht. 
Jedoch wäre mit großen finanziellen 
Schwierigkeiten der Kirchen nicht zu 
rechnen, da die Staatsleistungen nur 
wenige Prozent (2 bis 3 Prozent) der 
laufenden Einnahmen der Kirchen 
bilden. Jetzt müssen der Bund und 
die Länder die Initiative ergreifen.



Von Monika Fath-Kelling

Wie viele Schritte wohl zurückgegan-
gen werden müssten, um im gegen-
wärtigen „Sumpf“ aus intriganter 
Machtgeilheit, falsch verstandener 
Solidarität, längst abgehalfterten 
Ideologien, Selbsttäuschung bis zur 
Verblendung, in Hass konvertierter 
Ängste, beschworener Alternativ-
losigkeit, eingebildeter Ohnmacht 
und schlichter Gier wieder „festeren 
Boden“ unter die Füsse zu bekom-
men? 

Einfach weiterstrampeln lässt uns 
garantiert als „Moorleichen“ enden.
Vielleicht gelingt es zum wiederhol-
ten Mal (siehe WK1 und WK2) den 
Blick erst zu ändern, wenn uns der 
Sumpf schon Oberkante Unterlippe 
steht, sprich: schon alles zu spät ist. 
Vielleicht aber verstehen wir dies-
mal aus der Geschichte, dass wir 
ohne Perspektivwechsel sicher im 
Untergang enden werden. Wagen 
wir doch einmal Perspektivwechsel 
und „verrückte“ neue Ansichten -im 
Sinne von nicht mehr an der selben 
Stelle stehenden „Gewissheiten“.
Kostet ja nix, außer manchem ein 
wenig Überwindung, aber hey, kei-
ne Sorge, findet ja alles nur im Kopf 
statt, „geträumt“ sozusagen....

Ich denke mich zurück an den An-
fang eines vielversprechenden Jahr-
hunderts für Europa. Aufhänger: Die 
Rede des (uns derzeit als neuem Erz-
feind eingebleuten) Präsidenten der 
Russischen Föderation 2001 im Bun-
destag. Diese Rede hat uns Europä-
ern, ganz besonders uns Deutschen, 
sehr gut gefallen (ich erinnere mi-
nutenlange Standing Ovations)! 
Unserem wirtschaftlichen Konkur-
renten und militärischen „primus 
inter pares“-Partner, den USA, aller-
dings ist sie sauer aufgestoßen. Dort 
wurden flugs die alten antikommu-
nistischen und antisozialistischen 

Gräuelmärchen und Denkspiele aus 
den Giftschränken geholt und um-
gehend mit Nachdruck erneut der 
Feindbildaufbau der „Systemkon-
kurrenz“ vorangetrieben.

Dieser aufgeblasene Popanz „Sys-
temkonkurrenz“, den die USA aus 
eigennützigen geostrategischen 
Gründen befeuert, mag für eine 
politische Groß- und Atommacht 
„legitim“ erscheinen. Sie gefährdet 
aber weniger die Denk- und Lebens-
weisen in der Russischen Föderation 
oder in China, als unsere eigene Viel-
falt europäischer Lebensweisen. Die 
radikal globalistische Ideologie eines 
völlig von sozialen Normen befrei-
ten „Individualismus“, einer unfass-
bar „reichen“ 2%-“Elite“, bedeutet 
für den „Rest“ der Bevölkerungen 
jeweils „Bereitschaftsdienst“ als 
willige, billige Arbeitskräfte, Sol-
daten, oder was auch immer gera-
de gebraucht werden mag. Solange 
dieses „soziokulturelle Killingfield“ 
nicht als solches anerkannt, ja sogar 
noch von den politischen Wasser-
trägern dieser Eliten vorangetrieben 
wird, kann es schwerlich Frieden ge-
ben (nicht nur in der Ukraine). 

Die Überheblichkeit 

des einsamen Riesen 

USA seit den 90er Jah-

ren ist geopolitisch 

leider keine Unerheb-

lichkeit.

Wider Erwarten hatte sich nämlich 
bis 2001 das „ökonomische Nach-
kriegswunder“ der ehemaligen WK-
Verlierer Deitschland und Japan zu 
höchst unliebsamer wirtschaftlicher 
Konkurrenz „ausgewachsen“. Trotz 
kräftigen Tritts auf alle verfügbaren 
Bremsen  in den Wirtschaftswun-
derjahren des vergangenen Jahr-
hunderts (Japans Chipherstellung 
in den 70er Jahren oder für Deutsch-
land das Ausfuhrverbot großkalibri-
ger Stahlröhren in die Sowjetunion). 
Die USA möchten -koste es was es 
wolle- zurück in einen „Neuen Kal-
ten Krieg“. Die deutsch-französische 
Freundschaft, die EU, vorallem aber 
die deutsche Ostpolitik haben Er-
gebnisse gezeitigt, die für die USA 
innenpolitisch und geopolitisch  
-gelinde gesagt-“ungünstig erschei-
nen“.

Selbst die alte NATO-Achse Wa-
shington-Berlin-Paris wurde durch 
die neue Achse Washington-Lon-
don-Warschau ersetzt. 

Der notwendigste Perspektivwech-
sel wäre also die Abstandsnahme 
Europas von den geostrategischen 
Interessen der USA. Die terroristi-
sche Sabotage der europäischen 
Energieversorgung, sollte letzter 
Weckruf sein! Auch für diejenigen 
Mitgliedsstaaten der EU, die noch 
heiße Rachegelüste gegen die ehe-
malige Sowjetunion hegen (deren 
Teil -wie die Ukraine- sie in der Ge-
schichte selbst gewesen sind, und 
deren Geschicke sie sogar mehrfach 
als oberste Staatenlenker lange mit-
gestaltet haben) und die nun ihre 
Rache am gänzlich anders gearteten 
Nachfolgestaatenbündnis der Russi-
schen Föderation abreagieren wol-

Frieden für die Ukraine

Man  wird doch wohl noch träumen dürfen.



len.  Über das Verhältnis der Ukraine 
zu Polen und den  baltischen Staa-
ten, besonders Lettland, die noch 
glauben, geschichtliche Rechnun-
gen aus vorsowjetischen Zeiten mit 
der Ukraine offen zu haben, wäre 
auch noch einiges zu sagen, wie 
man den stolzen Verkündigungen 
Polens zu bevorrechtigten Geschäf-
ten am Wiederaufbau der Ukraine 
entnehmen kann. 

Ukraine als 

Sollbruchstelle 

All diese „Umstände“ machen sich 
die USA gerade eiskalt zu nutze, in-
dem sie konsequent die Ukraine als 
Sollbruchstelle sowohl für die Rus-
sische Föderation, als auch für die 
EU, auserkoren haben und seit über 
20 Jahren diesbezüglich „aufbauen“. 
Mittlerweile hat schon NATO-Ge-
neralsekretär Stoltenberg auf einer 
Pressekonferenz im NATO-Haupt-
quartier am 13.Februar 2023 öffent-
lich und unverblümt erklärt, dass 
der Ukrainekrieg keineswegs mit 
dem Einmarsch russischen Militärs 
am 24.Februar 2022 begonnen hat. 
Zitat:
... Es hat sich gezeigt wie wichtig 
dei NATO gewesen ist. Tatsächlich 
hat die NATO seit 2014 die größte 
Verstärkung der kollektiven Vertei-
digung seit einer Generation durch-
geführt, weil der Krieg nicht letztes 
Jahr im Februar begann. Er begann 
2014 .... So wäre das auch geklärt. 
Mit dem skurrilen Schauspiel der 
Deutschen Panzerlieferungen 
scheint das US-Kalkül nun final 
aufzugehen: Wenn Deutschland 
als ein Motor der EU und die ge-
samte EU-Wirtschaft entsprechend 
„downgeseized“ sind, die Russische 
Föderation dauerhaft von Europas 
Wirtschaft abgekoppelt worden ist, 
folgt der nächste Schritt, die direkte 
Konfrontation der NATO mit Russ-
land. Mit einer durch längeren Krieg 
geschwächten Russischen Födera-
tion und einer EU, die mit dem eige-
nen Überleben mehr als beschäftigt 
ist, liegt am Ende der europäische 
Kontinent dann bis zum Ural,  qua-
si als „Kolonialwarenladen“, fest in 
Händen der USA.

Noch nicht alles 

verloren

Europa könnte ihren hübschen Kopf 
noch aus der perfiden Schlinge zie-
hen!! 
Mit einem für Washington überra-
schenden Move zwischen EU/Rus-
sischer Föderation/Ukraine könnte 
das „Spiel“ noch gedreht werden:
Die EU-Länder denken sich zurück 
in die Jahre 2001/2007 und verhan-
deln trilateral mit der Ukraine und 
der Russischen Föderation einen 

Koexistenzvertrag, 

der umfasst:

• die Ukraine als EU-Mitglied 
(wahlweise der Korridor Baltische 
Staaten/Ukraine/Polen) erhält eine 
wirtschaftliche Gelenk- oder Schlüs-
selposition zur  Russischen Föderati-
on, welche an die EU lose assoziiert 
wird.
• die Ukraine (wahlweise der 
Korridor Balten/Ukraine/Polen) ver-
pflichtet sich zu Neutralität, sowie 
dort keine NATO-Truppen oder US-
Militärequippment ect. zu stationie-
ren. 
• diesem Ansinnen könnte 
Deutschland durch Verzicht auf sei-
ne nukleare Teilhabe, sowie die Rati-
fizierung des Atomwaffenverbots-
vertrags mehr Kraft verleihen.
• Oder sogar der Erklärung der 
eigenen Neutralität.
• In der Folge fänden vielleicht 
noch andere europäische Länder, die 
einer Neutralität etwas abgewinnen 
können: Schweiz, Österreich, Schwe-
den,  Finnland... oder andere neu den 
Mut, auch neutral zu werden, Ita-
lien, Spanien, die neuen EU-Mitglie-
der im östlichen Europa. 

Ein solches Szenario könnte ange-
stoßen werden, wenn Deutschland 
sich besänne auf sein Nachkriegs-
Credo „Nie wieder Krieg von deut-
schem Boden“! DAS wäre die echte 
Zeitenwende, ein Fest der wirklichen 
„westlichen Werte“ !
Ein mutiger Schritt ohne das Gängel-

band einer plutarchisch agierenden 
2% -Elite der USA, durch  ein klares 
Wort, ein schlichtes, lautes NEIN ZU 
KRIEG! Diesen und jeden anderen.

Egal, was dann 

kommen mag!

Und wenn dann die Welt für 
Deutschland unterginge? Sie wird 
jedenfalls nicht „mehr“ unterge-
hen können, als bei einem hirn- 
und sinnlosen Weiterstrampeln im 
Kriegssumpf.
STOPPT DEN KRIEG - JETZT, lasst 
euch aus dem Hamsterrad der mili-
tärischen „Verbindlichkeiten“ fallen, 
niemand, auch kein Staat, ist zur 
Selbstaufgabe verpflichtet. 

Und weil mir viele von euch „Anti-
amerikanismus“ vorwerfen und 
weil es so wunderbar passt: Folgen-
den politischen Vorgang in den USA 
wünsche ich von ganzem Herzen 
unbedingtes Gelingen:
Eine parteiübergreifende Initiative 
aus Republikanischen und Demo-
kratischen Kongressabgeordneten 
will einige Gesetze/Verordnungen 
wieder abschaffen: Die AUMF (Aut-
horization for the Use of Military 
Force) gibt dem Präsidenten Allein-
verfügungsmacht, er kann Militär-
einsätze ohne Zustimmung, sogar 
ohne Wissen (!) des Kongress an-
ordnen. In Verbindung mit den 
„Sicherheitskooperationsprogram-
men“ (50 U.S:Code § 3093) sowie 
dem 127-Echo-Projekt (Geheimpro-
gramm für Stellvertreterkriege der 
USA durch BlackWater oder andere 
Milizen) können so seit 9/11 die USA 
geheime Kriege führen, ohne jeg-
liche Beteiligung des Kongress als 
politisches Korrektiv.
Wenn der Initiative die Abschaffung 
dieser Verordnungen durchsetzen 
kann, wäre die Welt ein ganzes Stück 
besser ...

Anmerkung der Redaktion: 
Dieser Text wurde ursprünglich für 
den März-Monatsspiegel einge-
reicht, konnte aber leider erst jetzt 
veröffentlicht werden.  Für diese 
Verzögerung bitten wir um Ent-
schuldigunmg.



Von Monika Fath-Kelling

Ich weiss nicht mehr,wo ich das ge-
lesen habe; 
ich melde mich zu Wort, weil mitt-
lerweile hier bei uns in Deutschland 
Menschen allein  durch den öffent-
lich geäußerten Wunsch nach Frie-
den und Abrüstung in ihrer Würde 
und Existenz bedroht werden.
Sicher haben politische, legitimierte 
Gremien "Zuständigkeiten", vielleich 
sogar Expertise. Jedoch spreche ich 
ihnen die alleinige Deutungshoheit 
und exklusiven Kompetenzanspruch 
für Friedensfragen ab. In einer De-
mokratie darf es kein Monopol auf 
politische Willensbildung geben.

Frei nach Antonio Gramsci gilt seit 
jeher und in sofern immer noch: Je 
mehr die Beherrschten von der eige-
nen Ohnmacht überzeugt sind, des-
to größer gerät die Machtfülle der 
Herrschenden.
In diesem Sinne verstehe ich es als 
Aufgabe jeden Bürgers, sich der zu-
nehmenden Militarisierung zu wi-
dersetzen und sich statt dessen für 
eine zivilisierte Konfliktlösung und 
ökonomischen, sozialen und ökolo-

„Wenn es um Frieden geht, hat jeder

 das Recht mitzureden“.

gischen Ausgleich stark zu machen. 
Frieden hat nämlich genau damit zu 
tun: Weltweit fairen ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Ausgleich 
zu schaffen. Nicht mittels neokolo-
nialer Tricks und Finten zuverlässig 
vorallem den  Osten und Süden aus-
zubeuten, statt aufzubauen. 
Das allseits so beliebte imperiale 
Kriegswaffengeschäft muss mindes-
tens stark reduziert werden. Militär-
gerät, das den Planeten potentiell 
mehrfach zerstören kann und Krieg 
als Werkzeug der Politik sind keine 
conditio sine qua non, also keine 
"Vorraussetzung, ohne die es nicht 
geht", sondern eine "Voraussetzung 
mit der es nicht geht" !
Das zu verdeutlichen wird natürlich 
kein Spaziergang, sondern in etwa so 
leicht wie ein kalter Entzug schwerst 
Süchtiger: Nimm einer "stolzen Na-
tion" ihr "Viagra"..

Wer oder was den aktuellen Krieg 
in der Ukraine "verursacht" hat, 
führt nur zu polarisierenden Sprach-
Scharmützeln.
Die Gründe, und diese müssen de-
battiert werden, für diese und ande-
re kriegerische Auseinandersetzun-

gen, liegen viel tiefer: 
Beispielsweise im falschen und trü-
gerischen Bewußtsein wir allein wä-
ren "die Guten", in der  kolonialen 
"Normalität" rassistischer Überle-
genheitsphantasien, am größeren, 
über Jahrhunderte zusammenge-
raubt und -gerafften Geldbeutel, in 
der Überzeugung, uns stünde auf 
Grund unserer "höherwertigen" zivi-
lisatorischen Leistungen ein größe-
res Stück vom planetaren Kuchen zu.

Und zum Schluss, als nicht zu un-
terschätzender sidekick christlich-
abendländischer Überheblichkeit: 
Jesus wird grundsätzlich als weißer 
"Bleichling" dargestellt, vielleicht 
ist das jemandem von euch auch 
schon mal aufgefallen.Wenn es ihn 
gegeben hat, war er sicher  "person 
of colour", soziale Unterschicht und 
sein ökologischer Fußabdruck damit 
eher klein. (Falls ihm seine Himmel-
fahrt nicht die persönliche CO2-Bi-
lanz versaut hat...)
Seine Lehre und Überzeugung jeden-
falls setzte den Wert von Leben über 
politische und religiöse Ideologien.

Distrikt Anger-Bruck

Vorsitzender
Alexander Schmid

Jahreshauptversammlung Anger-
Bruck

Dienstag 25.4.2023 19:30
Restaurant im ATSV

Paul-Gossen-Straße 58



Distrikt Tennenlohe

Vorsitzender
Rolf Schowalter
RolfSchowalter@t-online.de

Liebe Genossinnen und Genossen, 
wir laden Euch herzlich ein zu unse-
rer Distriktversammlung 

am Dienstag, 18.04.2023, 
19.30 Uhr (bitte Wochen-
tag beachten!!) Schloss-
gaststätte, Schlossgasse 7

Tagesordnung : 
1) Aktuelles.
2) Geplante Lärmschutzmaßnah-
men für Tennenlohe
3) Diskussion des Wahlprogramms 

der Bayern SPD (der Überblick über 
die einzelnen Abschnitte wird von 
den Mitgliedern vorbereitet)
4) Infos zur geplanten Exkursion im 
August
5) Weitere Themen
6) Verschiedenes

Für den Vorstand
Rolf Schowalter

Weitere Termine: Distriktversamm-
lungen am 17.05., 21.06.23, jeweils 
am Mittwoch um 19.30 Uhr in der 
Schlossgaststätte 

Distrikt Ost

Vorsitzender
Felix Klingert
felix.klingert@gmail.com

Liebe Genossinnen und Genossen,

im April möchten wir euch zu zwei 
Terminen einladen!

Am 

Dienstag, den 4. April, fin-
det der nächste Tür-zu-Tür-

Wahlkampf 

für die Bezirks- und Landtagswahl 
im Distrikt-Ost statt (Genauer Treff-
punkt wird noch bekannt gegeben). 
Bitte tragt euch für diesen und wei-
tere Termine vorab unter dem fol-
genden Link ein: 
https://nuudel.digitalcourage.de/
r1qzbGftbNe9TqAk.

Am Dienstag, den 11. April, 
möchten wir euch um 19 
Uhr zu unserer Distriktsit-
zung in die Gaststätte der 

Spielvereinigung 

einladen (Kegelbahn im Keller, Kurt-
Schumacher-Straße 11)! Wir treffen 
uns zunächst um eine Stunde zu ke-
geln und möchten den Abend dann 
ab 20 Uhr bei guten Gesprächen zur 
politischen Lage ausklingen lassen. 
Wir freuen uns auf rege Teilnahme.

Weitere Termine 2023 im Überblick:
- 9. Mai: Distriktsitzung zur politi-
schen Abhängigkeit bzw. Unabhän-
gigkeit afrikanischer Staaten nach 
der Kolonialzeit (Referent: Frank-Lo-
thar Krawolitzki, Sitzungsort: Tur-
nerbund/Blaue Traube)
- 6. Juni: Distriktsitzung

Bitte meldet euch bei Fragen oder 
Rückmeldungen per Mail: schaefer-
erlangen@web.de und felix.klin-
gert@gmail.com.

Solidarische Grüße,
Silvia und Felix

An Stelle des Protokolls unserer ge-
meinsamen Sitzung mit dem Dis-
trikt Ost am 16. März, verweise ich 
auf den ausführlichen Bericht wei-
ter vorne im Heft.
Unsere Sitzung im April (Osterferien, 
Ehrungs-KMV..) ist mir nur am 

Distrikt Innenstadt

Vorsitzende
Monika Fath-Kelling
Telefon: 897065
kellingmo@nefkom.net

Dienstag, 25.4. möglich.  
"Wie immer" 20 Uhr in der 

Kulisse.

LG Monika



Protokoll der Jahreshauptversamm-
lung vom 15.03.2023 im Distrikt Ten-
nenlohe

Top 1: Aktuelles
Anwesend sind sechs stimmberech-
tigte Mitglieder und ein Gast.
Der Distrikt begrüßt den Gast und 
heißt ihn herzlich willkommen. 

Top 2: Rechenschaftsbericht des Vor-
standes
Der erste Vorsitzende Rolf Schowal-
ter gibt einen kurzen Überblick über 
die Ereignisse und Aktivitäten des 
Distriktes im letzten Jahr. Anfangs 
erheben sich alle Anwesenden, um 
die vier verstorbenen Mitglieder Bär-
bel Richter, Alfred Opitz, Lutz Reyer 
und Adolf Most mit einer Gedenk-
minute zu ehren. 
Der Distrikt hat momentan 23 Mit-
glieder. Die Werbung von neuen Mit-
gliedern wird zu einem zukünftigen 
Schwerpunkt im Distrikt. Trotz der 

Coronabeschränkungen wurden 
monatliche Distrikttreffen, teils on-
line, durchgeführt. Als Referenten 
waren Dr. Philipp Dees zu Themen 
im Stadtrat und in der Fraktion und 
Dr. Andreas Richter zur Energiewen-
de eingeladen. Daneben wurde in 
den Versammlungen viele Themen, 
z.B. Krieg in der Ukraine, Afghani-
sche Ortskräfte in Tennenlohe, Ab-
gabe der Finanzhoheit, Diskussion 
zu Artikeln im TB etc., intensiv dis-
kutiert.   
Im Berichtszeitraum trafen sich der 
Vorstand zu zwei Online-Treffen, um 
anliegende Themen und Probleme 
zu besprechen. 
Drei Ausgaben des Tennenloher Bote 
wurden erstellt und flächendeckend 
verteilt. Der Distrikt bedankte sich 
bei Rolf für seine Arbeit bei Planung, 
Leitung und inhaltliche Gestaltung 
der Ausgaben. 
Auch das soziale Miteinander kam 
nicht zu kurz. Eine Exkursion nach 
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Amberg, hervorragend organisiert 
von Gert und Inge, wurde sehr ge-
lobt. Im Juli luden mehrere 75 Jähri-
ge und ein 65ziger zu einem großen 
Gartenfest beim Fritz ein. Im No-
vember fand das beliebte Ganses-
sen statt, diesmal aber mit Enten. 

Top 3: Kassenbericht
Gert Büttner zeigt in seinem Kassen-
bericht, dass die Ausgaben von 3069 
Euro um knapp 100 Euro höher wa-
ren, als die Einnahmen. Dadurch re-
duziert sich der Kontostand des Dis-
triktkonto zum Ende 2022 auf rund 
50 Euro. 

Top 4: Bericht der Revisoren und 
Aussprache
Die Revisoren haben die Kasse ge-
prüft und als ordnungsgemäß be-
funden. Ein schriftlicher Bericht liegt 
vor. Weitere Aussprache war nicht 
gewünscht. 

Top 5: Entlastungen
Die Kasse wurde mit 5 Ja-Stimmen 
bei einer Enthaltung entlastet. Der 
Vorstand wurde einstimmig entlas-
tet.  

Top 6: Neuwahlen
Es wurde ein Wahlvorstand aus Frau 
Jarosch und Herrn Deutschmann 
gebildet. 
Der Distrikt hatte im letzten Jahr die 
Kontoführung an den Kreisverband 
abgegeben. Trotzdem wurde die Po-
sition Kassenwart in unterstützen-
der Funktion wieder besetzt. Eine 
Wiederwahl der Revisoren erfolgte 
nicht mehr. 
Für jeden Posten waren leider nur je-
weils ein Kandidat bereit.
Gewählt wurden:

1. Vorsitzender: Rolf Schowalter 5 Ja, 
1 Enthaltung

2. Vorsitzende:  Gertrud Reich-Scho-
walter 6 Ja

Kassenwart: Gert Büttner 6 Ja

Schriftführer: Hans Hauer 6 Ja

Stellv. Schriftführerin: Lisbeth Ja-
rosch 6 Ja

Beisitzer: Andreas Bammes 6 Ja

Beisitzer: Niklas Hauer 6 Ja

Distriktvertreter/in im Kreisvorstand
Rolf Schowalter 6 Ja

Gertrud Reich-Schowalter 6 Ja
    

Alle gewählten Personen nahmen 
ihre Wahl an. 

Top 7: Bericht von der Delegations-
reise nach Riverside
Andreas berichtet von der Delega-
tionsreise von Erlanger Stadtver-
tretern zur Partnerstadt Riverside/
Kalifornien. Er vertrat dabei die SPD-
Fraktion. Die Aufnahme dort war 
sehr herzlich und von einer umfang-
reichen Besuchs- und Besichtigungs-
tour begleitet. So wurde Ihnen unter 
anderem ein Flüchtlingszentrum, 
ein Police Department, und das Hu-
man Institut of Civil Human Rights 
vorgestellt. Besuche von Museen, 
Sportstadion und Stadtbibliothek 
sowie Aktivitäten mit den jeweili-
gen Gastfamilien rundeten den Be-
such ab. 

Top 8: Sonstiges
Rolf berichtet, dass es momentan 
neue Gespräche und Planung für 
den Lärmschutz in Tennenlohe gibt. 
Er wird zeitnah über die Ergebnisse 
berichten. 
Für den nächsten Tennenloher Bote 
gibt es bereits eine umfangreiche 
Themenliste. Er soll in der zweiten 
Hälfte des April verteilt werden. 
Die nächste Sitzung findet am 
Dienstag den 18. April 19.30 im 
Schlössla statt.

Hans Hauer



Distrikt West

Vorsitzende
Katrin Hurle
Felizitas Traub-Eichhorn
katrin9290@googlemail.com
felizitas.traub-eichhorn@fen-net.de

Liebe Genossinnen und Genossen, 
Unsere nächste Distriktsitzung fin-
det am 

Mittwoch, den 26.04.23 
um 20.00 Uhr im Gasthof 
,,Zur Einkehr" (Büchen-

bach, Dorfstraße 14) 

statt.  

Treffen des Distrikts West mit Ver-
treter*innen der beiden großen Kir-
chengemeinden am 15.2.23 

Wichtige Akteure im sozialen Le-
ben des Stadtwestens sind unsere 
katholischen und evangelischen 
Kirchengemeinden, deren Vertre-
ter*innen Auskunft über ihre Situa-
tion gaben: Dr. Gunther Barth, seit 
acht Jahren Pfarrer der evangeli-
schen Martin-Luther-Gemeinde in 
Büchenbach-Nord, Leo Klinger, seit 
2015 Pastoralreferent der katholi-
schen Kirchengemeinde St. Heinrich 
in Alterlangen, und Diana Krussig, 
Diakonin und Jugendreferentin der 
evangelischen Kirchengemeinde St. 
Johannes in Alterlangen.
Beide großen Kirchen leiden unter 
Mitgliederschwund, die katholische 
Kirche zusätzlich unter eklatantem 
Personalmangel. Dies führte zur 
Zusammenlegung mehrerer Ge-
meinden. In der katholischen Kirche 
begann die Umstrukturierung der 
Seelsorgebereiche schon 2006 mit 
der Zusammenlegung der beiden 
Büchenbacher Gemeinden und der 
Alterlanger Gemeinde St. Heinrich. 
2019 wurde mit 12 Gemeinden im 
westlichen Umland der Seelsorge-
bereich Erlangen Nord-West ge-
gründet, in dem alle pastoralen Be-
rufsgruppen vertreten sind. Bei der 
evangelischen Kirche erfolgte eine 
Aufteilung des Dekanatsbezirks Er-
langen in acht Regionen. Zu unserer 
Region Mitte-West gehören neben 
Alterlangen und Büchenbach auch 
Frauenaurach und Kriegenbrunn.
Als vordringliches Problem wird von 
Allen gesehen, dass durch Corona 
die Zahl der Ehrenamtlichen zurück-

Dabei wird der umwelt- und ver-
kehrspolitische Sprecher der SPD-
Stadtratsfraktion Dr. Andreas Rich-
ter zu Gast sein. Ein wesentliches 
Thema wird sein: Was bedeutet die 
Neuberechnung des Kosten-Nut-
zen-Faktors für die Realisierung der 
StUB?
Solidarische Grüße,
Katrin Hurle 

gegangen ist. Es gilt nun, die Men-
schen aus der Lethargie zurückzuho-
len. Deshalb wird die evangelische 
Kirchengemeinde demnächst eine 
Kampagne ,,Nicht ohne dich!" star-
ten. Sie soll ins Bewusstsein rufen, 
dass ehrenamtliches Engagement 
für ein funktionierendes Gemeinwe-
sen unabdingbar ist. 
Nach wie vor regen Zulauf haben 
die von den Kirchengemeinden be-
triebenen Kitas, die offen sind für 
alle, unabhängig von Religionszu-
gehörigkeit. Zum Problem wird hier 
jedoch der momentan überall vor-
herrschende Personalmangel. So ist 
nach Aussage von Pfarrer Barth der 
Weiterbetrieb der neu eröffneten 
Kita in der Göschelstraße wegen 
fehlender Mitarbeiter*innen in Ge-
fahr.
Die Aktivitäten der beiden Kirchen 
im Kinder-und Jugendbereich be-
finden sich nach Corona erst wieder 
im Aufbau. Hier werden konkrete 
Wünsche an die Stadt Erlangen ge-
äußert: So fehlt in Alterlangen eine 
sozialpädagogische Begleitung für 
den offenen Jugendbereich. Zudem 
sollte die Stadt stärker mit den Kir-
chen als Partnerin für interessante 
Projekte im Kinder- und Jugendbe-
reich kooperieren. 
Von den anwesenden Stadtteilbei-
rät*innen aus Alterlangen wird an 
die Kirchen der Wunsch herange-
tragen, bei der Suche nach Räum-
lichkeiten für eine längst überfällige 
zuverlässige Nachmittagsbetreuung 
von Schulkindern zu unterstützen. 



Jusos Erlangen

Vorsitzende
Sophia Waldmann
Mark Schuster
info@jusos-erlangen.de

Liebe Jusos,
 
im April 2023 treffen wir uns als Ju-
sos und bereden folgende Themen:
- 04.04.: 9 € -Ticket und Finanzierung 
des ÖPNV
- 18.04.: Regierungsprogramm der 
BayernSPD (Teil I)
 
Wir treffen uns zu den Sitzungen 
um 19:30 Uhr im Sitzungszimmer 
des August-Bebel-Hauses (Friedrich-
List-Str. 5, 91052 Erlangen, Eingang 

über Parkplatz). Änderungen - gera-
de bzgl. Sitzungsort - werden über 
Slack bekannt gegeben. Eine Ein-
ladung zur jeweiligen Sitzung wird 
dann per Mail und Slack übermittelt.
 
Für unsere Sitzungen hoffen wir wie 
immer auf eine rege Beteiligung so-
wie eine gute, konstruktive Diskus-
sion.
 
Euer Vorstand

AG 60+ Erlangen

Vorsitzende
Monika Fath-Kelling
Telefon: 897065
kellingmo@nefkom.net

Unsere cineastische Frühjahrsoffen-
sive mit „Der Junge muss an die fri-
sche Luft“, Hape Kerkelings Kindheit 
im Ruhrgebiet, hat 16 Senior*innen 
und Gäste in den IG-Metall-Saal in 
der Friedrichstraße gelockt. Bei Kaf-
fee und Kuchen war es ein fröhliches 
Treffen zu Aller Zufriedenheit. Auf 
eine weitere eigene Sitzung im März 
haben wir wegen der Jahreshaupt-
versammlung des Kreisverbands 
verzichtet.
Den Osterferien geschuldet ist der 
nächste 

Sitzungs-Termin am 26.Ap-
ril um 15 Uhr in der Thaler-

mühle. 

Hauptthema wird die Aufarbeitung 
der auf unseren besonderen Wunsch 
initiierten Sonder-KMV „Friedens-
politik in der SPD“ vom 23.März sein.

Auf die 

Ehrungs-KMV am 22. April 

möchte ich besonders hinweisen.

Vorschau: nächstes Mal Kino soll es 
am 11.5. geben, Der Film den Rena-
te und ich euch vorstellen werden 
spielt in der Schweiz und ist ein 
„charmantes Plädoyer für Würde 
und Lebensfreude im Alter“.



Impressum

Herausgeber:

SPD-Kreisverband Erlangen,

Friedrich-List-Str. 5

91054 Erlangen

monatsspiegel@spd-erlangen.de

Redaktion und Mitarbeit:

Katharina Ullmann

(ku, presserechtliche Verantwortli-

che, Anschrift wie oben)

Sandra Radue (sr)

Mitarbeit bei dieser Ausgabe:

Munib Agha, Melina Arnold, Stefan 

Barth, Gerhard Carl, Andreas Dorn, 

Monika Fath-Kelling, Florian Janik, 

David Kaufmann, Gisela Niclas, Mar-

tin Prokopek, Sandra Radue, Peter 

Schmidt, Rolf Schowalter, Jasmin 

Schubert, Felizitas Traub-Eichhorn

Druck:

Onlineprinters GmbH,

Fürth

Auflage:

600 Stück

kontakt

SPD-Kreisverband Erlangen-Stadt

Vorsitzende:

Munib Agha & Sandra Radue

Geschäftsführer:

Fynn Geifes, Martin Prokopek

Friedrich-List-Str. 5

91054 Erlangen

Telefon: 09131 812 65-22

Telefax: 09131 812 65-13

Mail: buero@spd-erlangen.de

Internet: spd-erlangen.de

Bankverbindung:

Sparkasse Erlangen

IBAN DE82 7635 0000 0000 0120 05

Bürozeiten: 

Mo  17:00 - 19:00

Di  10:00-12:00

Mi  10:00-12:00

Do-Fr  09:00 - 12:00

und nach Terminvereinbarung

SPD-Stadtratsfraktion Erlangen

Vorsitzender:

Dr. Philipp Dees

Geschäftsführerin:

Katja Rabold-Knitter

Rathausplatz 1

91052 Erlangen

Telefon: 09131 86-2225

Mail:spd.fraktion@stadt.erlangen.de

Bürozeiten

Mo  09:00 - 13:00 Uhr

Di  09:00 - 13:00 Uhr

Mi  geschlossen

Do  09:00 - 13:00 Uhr

Fr  geschlossen

TermineAbsender:
SPD-KV Erlangen
Friedrich-List-Str. 5 - 91054 Erlangen

Bei Umzug, mit neuer Anschrift zurück. ETIKETT 
FÜR EMPFÄNGER*IN


